Er 
De 


LANDESRAT II. Wahlperiode /32.Sitzung. 
es 
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über die am 31.Mirz 1927 im Neuen Sitzungs- 
saale des Kathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des landesrates. 
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Der Vorsitzende ,.itglied Scheuer (2)-St.Jngbert, 
eröffnet um 9 Uhr 45 lüinuten vormittags die Sitzung. 
Seitens der Regierungskonwission ist anwesend: 
Der stellv. Staatskommissar,Herr Oberregierungsrat 
Dr. He im aus der Abtlg. des Innern. 


Entschuldigt fehlen die witglieder: 
Eifler (K.P)-Neunkirchen, Konuerzienrat Dr.Köchling 


(DSV)-Völklingen. 


- 0 - 


Vorsitzender: Meine Herren! Mit _Erlaß von 17.März ds.Js. 
hat der Herr Präsident der Begie rungekomienton die 
1.Sitzungsperioce für 1927 auf_heute, den 3l.liäärz, 
festgesetzt. Der Vorstand hat Sie infolgedessen auf 
heute zu einer Vollsitzung einberufen. | 
er Die Tagesordnung liegt Ihnen vor. Dieselbe 

autet: 


TAGESORDNUNG: 


=... .„_. _e—_ „= = 5222 =2Zz 
u | — || GE — WE Eu ER WER BEER RER WERE en 


T. "ahl der Beisitzer des Vorstandes; 
II. Bildung der Kommissionen; 


III. Begutachtung der Verordnungs-Entwürfe 
der hegierungskomuission betr.: 


1) Pflichtberufsschulen; 


Vornahue einer Volks-,Berufs- und Betriebs- 
zählung im Jahre 1927; 
al. 
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3) Abänderung der Gefangenen-Unfallfürsorge; 


4) Erhöhung der Strafen für Schulversäumnisse. 


Wir beginnen mit Punkt 1 derselben, 


Wahl der Beisitzer des Vorstandes. 


Nach der Geschäftsordnung hat die Tahl RA 
zu erfolgen. Die Zettel sind verteilt. Wenn kein 
Vorschla wird, kann mit dem Einsammeln der 
Stimmzettel begonnen werden. - 


Nach den eingesaumelten Stiuuzetteln entfal- 


len auf die Herren Betz 20 Stimnen, Eifler 8 Stiunen. 


Damit sind die Herren Abgeordneten Betz mit 20 und 
Eifler nit 8 Stimnen gewählt. 


Wir konnen zu Punkt 2 der lagesordnung, 


Bildung der Kommissionen. 


Ich schlage vor, die Kowuissionen in ihrer bisheri- 
gen Zusammensetzung zu belassen. Niderapruch erhebt 
sich nicht, Sie sind also danıt eınvers anden. 


7u Punkt 3 der lagesordnung betr.: 


Berutachtung der Verordnungs-Entwü fe der 
FrerungskommlSS1on, 


schlage ich vor, daß dieselben wie folgt, in die 
Komnissionen verwiesen werden: 


1.Verordnung über Pflichtberufsschulen in die 
III. und VI. Komuissıon;, 


9 ,Verordnung über Vornahme einer Volks- ,Berufs- 
und Betriebszählung im Jahre 
1927, in die IV. Komuissıon, 


3.Verordnung über Abänderung der Gefangenen-Un- 
fallfürsorge, in dıe !.ROM- 
BIL85SLOD, 


4.Verordnung über Erhöhung der Strafen für Sehul- 


ersäumnisse in die IV.und V. 
wwission. 


Widerspruch erhebt sich nicht, ich stelle die ein- 


stinmige Ännahue fest. 
| Zur 





YA ayasıyd 24 ou3a4T uoy2n4G4005 al 7 






N POT 


9 


> 
In 





N, 


Zur Abgabe einer Erklärung hat der Herr Staats- 
komnissar Dr. He i na um’s fort gebeten. 


Staatskomnmissar Dr.Heim: Meine ferren! Die lagesordnung 
mit den Vorlagen ist nicht vollständig. Mit Hhück- 
sicht auf den Lohn-und Gehaltsabbau hat sich_die he- 

jerungskomission entschlossen, steuerliche Erleich- 
erungen auf dem Gebiete der Iohnsteuer eintreten zu 
lassen. Die Vorlagen sind ım Druck und werden Ihnen 
in nächster Zeit Bügenen. ch bitte Sie,das_ schon 
früher bewährte Verfahren einschlagen zu wollen und 
zu beschließen,daß die KOrlageR ohne besändere Voll- 
sitzung den Kommissionen heute überwiesen. werden. 


Vorsitzender: Ich glaube, daß wir in dieser leise verfah- 
ren können. a ist die Tagesordnung erschöpft. Les 
Wort hat der Herr Abgeordnete Levacher ! 


Abg. levacher (Z): Meine Herren! Es ist der Wunsch. aus- 
gesprochen worden, wir möchten auch zu den Ereignis- 
sen der letzten Genfer katstagung stellung nehunen. 
Meine Farteiinstanzen hatten gleich nach der Ksts- 
tagung diesem \iunsche entsprochen,indem ich beauf- 
ch worden bin,die Stellung unserer Partei in der 

roßen Versamulung am 17.März in Saarbrücken kundzu- 
un. Da ich das mit aller Ausführlichkeit m habe, 
kann ich es mir hier erapagen, nochmals auf_die Ein- 
zelheiten re eg Ich kann nur feststellen,daß 
die später erfolgten Verhandlungen im heichstag kei- 
nerlel Veranlassung geben, an meinen Ausführungen 
irgend etwas zu ändern. Unser Stan punkt ist ein- 
deutig und klar in der damals beschlossenen Kesolu- 
tion wie folgt wiedergegeben: 


" Die Saarbevölkerung a seit 
Jahren um das BEAng® hecht, das ihr der 
Versailler Vertrag belassen hat. Obschon 
der Völkerbundsrat in all’ seinen frühe- 
ren Deschlüssen in der Nilitärfrage den 
Kechtsstandpunkt anerkannt hat, ıs! durc 
die dauernde Errichtung der so enannten 
„Bahnschutz-Truppe” der hechtss andpunkt 
verlassen worden. Gegen diese hechtsver- 
letzung protestiert die Zentruus artel 
des Saargebietes wit aller Entschieden- 
heit. heiterhin bedauert die zentrums- 
partei es außerordentlich,daß wiederun 
eine neutrale Zusammensetzun der hegie- 
rungskomnission nicht gewährleistet wurde. 
Sie gibt der een Erwartung Ausdruck, 
daß et bald diese Unterlassung gut 
gemacht wird. | 

Die Partei erklärt,daß ihre Genfer 
ng a re als m Vertre- 
ter des Volkes in ihrem Au + Fo handeln 
und spricht ihnen wiederholt 1 r volles 

Verträuen,sowie ihren uneingeschränkten 
Dank für ihr entschlossenes Eintreten für 


die Interessen der Saarbevölkerung ES. 
je 
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Die der Saarbevölkerung als auch dem 
Ansehen des Völkerbundes schwer abträg- 
lichen Ergebnisse der letzten hetsta- 
gung haben erneut den Beweis erbracht, 
aß nur die Erfüllung der von der 
Ans aRpe TUR} oft erhobene Forderung 
nach baldiger Kückkehr zum feiche eine 
vesundung er unhaltbaren Verhältnisse 
herbeiführen kann." 


Yir haben heute dem nur noch hinzuzufügen,daß wir 
eindringlich die Aufforderung an die hegierungskon- 
mission richten, nachdem der Völkerbundsrat es ihr 


in die Hand, gelegt hat, die Zahl der Bahnschutz-Trup- 
e 


e von 800 lann rabzusetzen,möglichst eine geringe 
ahl dieser Leute ,die hier im Saargebiet nichts zu 
tun haben und mighte zu tun haben werden,zu berufen. 

Weiter möge die Saarregierung dafür sore® tragen, 
sobald wie wöglich die freiwerdenden lohnräume und 
Kasernen der >aarbevölkerung zu lohnungszwecken zur 
Verfügung zu stellen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskomnmissar Dr.Heim. 


SIautRkOunIgSar Dr.Heim: Meine Herren! Der Herr _Abgeord- 

nete levacher hat in seiner Erklärung. die Frage der 

Zusaumensetzung der Regierungskommission berü rt. 
Nachdem diese ge zur ausschließlichen Zu- 
ständigkeit des Völkerbundsrates ehört,möchte ich 
Sie bitten, von einer krörterung dieser Frage Ab- 
stand nehmen zu wollen. 


Vorsitzender: Das fort hat der Herr. Abg. Dr. »ender! 


Abg. Dr.Sender (SP): Weine Herren! Ich kann leider den 
Wunsche des Herrn Staatskommissars nicht Rechnung 
tragen. Ich muß schon, da wir keine Gelegenheit ge- 
nommen haben, {a Verlaufe der letzten hochen die 
Ergebnisse der Venfer Beratungen zum Gegenstand ei- 
ner Diskussion zu machen, in diesem Falle schon hier 
4m Landesrat das Wort zu diesen kreignissen nehmen. 

ch will versuchen, im nahmen der gesamten Kreignis- 
3° die Stellungnahme der Sozialdemokratie Zu diesen 
enfer Ereignissen,zu diesen mangelhaften Senfer 
Ereignissen,zu illustrieren. | 

| Weine lerren! Vor einem Jahre hatten wir 
eine politische Aussprache hier ehabt ‚als es sich 
um den teilweisen hechsel in der hegierungskomnls- 
sion handelte. Damals konnte man: feststellen, da 
locarno keine Rückwirkungen auf die Zusanmensetzung 
der res ausüben würde. Dann kam ThoAEy verbun- 
den nit der Aufnahme Deutschlands in den Völkerbund. 
Damals erlebten wir einen in die Blüten schießenden 
upF. tl amaS, Man glaubte vielfach, daß Rheinland und 

ar in Bälde frei sein würden. Wir Sozialdemokraten 
warnten und hatten dabei recht. weine Herren! Ilr 
als Sozialdemokraten verkennen die mangelhafte Kon- 
struktur des Völkerbundes nicht, in dem heaktionäre 
und Absolutisten, ja sogar eıne faszistische hegie- 
rune,also ausnahusweise bürgerliche kegierungen die 
Gewalt ausüben. Nir erwarten von einem solchen be- 


bilde bürgerlicher Struktur nicht allzuviel,aber 
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wir werten ihn als ein entwicklungsfähiges Instrument, 
das von den Sozialisten nach und nach erobert werden 
muß, das von den Völkern selbst,beim Fortschreiten der 
Entwicklung der Sozialdemokratie, in den einzelnen 
Ländern , auch erobert werden wird. wit der lage der 
Verhältnisse hängt es auch zusammen, daß es fast im- 
mer nur die Sozialisten, allerdings gebunden durch 
Koalition in ihren eigenen ländern, sind, die ver- 
ständnisvoll für unsere Rechte eingetreten sind,Kech- 
te, die nicht allein hechte der Arbeiter darstellen, 
sondern zum leil auch a8 jenigen der Bürgerlichen. In 
diesem Völkerbund, das ist ja auch in diesen lagen in 
Versammlungen gesagt worden, wird ge känpf. Eskn handelt 
und uummnjsselt. Dei dieser Art der Verhandlungen, 
wird ©chritt für chritt Terrain abgegeben und lerrain 
gewonnen. Und wenn Deutschland in den Völkerbund ein- 
getreten ist, so ist es ganz klar, oder es mußte für 
seine Führer Benz klar sein, daß es durch seinen Ein- 
tritt in_den Völkerbund nur gewinnen konnte,denn es 
ist das land der zersprengten lüinderheiten. Es hat un- 
er: viel Positionen zu verteidigen:Danzig,Eupen- 

almedy,Oberschlesien,den Korridor- ich sage ausdrück- 
lich den Korridor-, Memel und die Saar. Es hat ein be- 
setztes Gebiet, es hat «“andatsinteresse,- vielleicht!- 
Es hat starke Annäherungs-und Verständigungsbedürfnisse 
es hat umfassende Interessen, und hat auch die Frage 
der Beobacht etwaigen Annektionshungers zu über- 
wachen. Deshalb mußte zweifellos Deutschland in das 
Kremium eintreten. Auf der anderen weite steht sein 
einziger Partner, Frankreich.Frankreich verteidigt 
sein Terrain, Deutschland sucht lerrain zu gewinnen und 
Frankreich verteidigt sein lerrain mit allen lütteln. 
Frankreich hat eine reaktionäre Regierung nit Poincare 
an der Spitze. Poincare, der alte Kriegsmann, Foincare 
der Mlitarist, Poincare,der Freund und Diener des 
Großkapitals. Ihm gegenüber steht Briand,der meines 
Erachtens von Herrm »chmelzer in der Versamulung,die 
hier in Saarbrücken stattfand,nicht ganz objektiv be- 
urteilt worden ist. 


Meine Herren! Wir dürfen nicht unterschätzen, 
es hat auch keinen Sinn,dieses Mal alle Angriffe abzu- 
warten. In der ganzen reaktionären Regierung Frank- 
reichs-ausgenommen Briand- ist es heute zweifellos ‚daß 
die.hegierung zu. einer Verständigung geneigt ist. Da- 

egen 1st der Politiker der Be en jahre , "Oangare der 

einen Blick yad kein Verständnis lür die Zukunft der 
Völker hat . Ist das ein „ann des’ Friedens ? Briand 
as ein Ber end enngapolliiker der trotz aller 

chwierigkeiten als Nann des Friedens in die Zukunft 


schaut und der Verständigung entgegenstrebt ‚während 
Poincare,der wann des Krieges, nur den Blick für die 


Vergangenheit hat und antipazıfistisch eingestellt ist. 


Das ist klar,meine Herren, daß eine Poincare- 
reblerung nit ihren reaktionären „itarbeitern,den Völ- 
ü 


kerbund für ihre Einzelinteressen benutzt oder benutzen 


möchte. Eine solche hegierung ist gar nicht geneigt, 


den 
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geneigt, den Völkerbund prundsätzlich zu fördern,sie 
verteidigt vielmehr den ersailler Vertrag und ale 
Ieeen französischen Positionen. Ks ıst deshalb für 
je Sozialdemokratie ganz klar,daß_bei einer derar- 
Ana Sansösigchen hegierung die Prognose für das 
chicksal des »aargebietes nur eine düsters- ich 
möchte mich etwas sanfter ausdrücken- eine unsichere 
Bas) werden muß. Es muß deshalb nach wie vor 
estgestellt werden,daß der poincaristische. Veist 
ebenso wie der deutsche Chauvinismus dıe stärksten 
Hindernisse für das Segdeihen des Völkerbundes sind. 
Poincare war auch der Feind,gewollt oder ungewollt, 
der deutschen Demokratie der Vater der Vdlkischen. 
Diese völkischen Mannen,die ja jüngst ın Saarbrücken 
auch aufzutreten sich bemüht haben, wenn auch ohne 
Erfolg, machten keine Konzessionen. Äuch von einem 
Poincare sind wertvolle Konzessionen nicht zu erWar- 
ten. Er hat auch der deutschen Demokratie nichts 
konzessioniert.Und auf der Sahre cer poincarictischen 
Außenpolitik lagen Wänner wı© Rathenau und Brzberger. 
Sehen wir uns die politische lage ar, SO haben 
wir ein werkwürdiges Schauspiel: 
Nationalisten in der französischen hegierung‘ 
Nationalisten in der deutschen Begierung! 
Und da kann man sich die frage mit runigem Gewissen 
vorlegen, ob man bei dieser Konstellation eine ernst- 
hafte Verständigung erzielen kann. Die Verbrücerung 
fe® neichsaußenninisters Dr.Stresemann nit den  .. 
utschnationalen läuft parallel mit den antifriedlichen 
Bestrebungen eines Poincäre, warın und Tarüieu. Durch 
die deutsche heaktion wird die Fneinlanardunung 14U 
dem selben Maße gehindert ,wie si® vereitelt wird von 
der französischen heaktion und damit werdsn auch «le 
anderen Probleme ‚die mit cer Rheinlandfrage zusammen- 
hängen in den Hintergrund geschoben. has sol) &ı50 
mit dem kheinlandproblem und Ger damit eng verbundenen 
Saargebietsfrage bei einer derartigen Konste.\at_on 
der hegierungen geschehen‘ er tritt von den Vertre- 
tern im fat Tür uns ein ? Hier und da eın Soz.alist, 
wie zuletzt Vandervelde oder ausnahmsweise mal eın 
Börgerlicher wie etwa lord Cecil, der nicht unsonst 
in die Kommissionen abgedrückt wurde. Fei aless7 
unheilvollen Konstellation mußte ein so mageres bI- 
ebnis von üenf zweifellos sein. Und darüber,meine 
Ben. das ist der Zweck meiner Ausführungen, mussen 
wir uns Klarheit verschaffen darüber, was zusanmense- 
faßt werden kann in den Satz: \ | 
Solange eine Regierung Poincarss, die die 
Positionen des ersailler Vertiragss verteidigt,solange 
sie sich noch stützen darf auf eine ihr ?reundschaft- 
lich gesinnte reaktionäre deutscäe Kegierung und SOo- 
lange man über militärische fragen "m Völkerbunde han- 
aelE oder verhandelt und solange Franireicn das »aar- 
gebiet als Kompensations-oder. ruckmitte.. benuvzt, 
"solange ist die Annektionsabsicht ıa Frankreich, Yor- 
handen. Solange glaubt das französietch® Großkapıta 
auf die Bodenschätze des Sgarzebieses Anspruch ZU ha- 
ben. Solange es seine unäögbare sein soL\ienden wıirt- 


schaftlichen Bindungen ım Saargebiet behält ,so.anS°, 
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meine Herren, wird auch eine Frankreich zuneigende 
Majorität in der hegierungskommission des Saargebie- 
tes sein. Und da können meines Eyrgchtens alle unsere 
Proteste und alle ge legationen nichts daran hindern. 
Solange wird auch das kheinland nicht frei und so- 
„ange wird auch Eupen-l\almedy und des Saargebjet 

nicht zu Deutschland zurückkehren können. Hoffentlich 
habe ich nicht recht und Herr Briand Glück! 

Der Hunger des französischen Großkapitels, 
dessen politischer Führer PohBoare ist, ıst ja ein 
starker a für Streseuann und sein Gen- 
fer Ergebnis.Aber das darf die MULODEITEHLIUNG sich 
nerken,solange Streseuann im Bündnis mit den deutschen 
Ghauvinisten steht, wird der Miß erfolg sein Begleiter 
sein. Das Ausland ist nicht so _töricht, die frühere 
und heutige Stellungnahme des Herrn Stresemsnn nicht 
zu kennen. las wollen die Deutschnationalen” Haben 
 erigolitische rergbäng Eung erst in den letzten 
zwei Monaten gelernt ? Zweifellos nicht ! Sie lemten 
erst eine Verständigung sußenpolitischer Art in der _ 

wangsjacke der Außenpolitik. Was wollen diese Herren“ 

Sie wollen den Abbau der deutschen hepublik und wol- 
len einen “arsch antreten über das feich zu Preußen, 
dessen Verwaltung sie wieder in die Hände bekommen 
wollen und dessen fechtsprechung, sie immer noch in 
Händen hatten. In dieser Konstellation ist es ein 
Ereignis unseres Jahrhunderts,daß Reichsaußenuinister 
Stresemann, der Stresemann von 1927 sich einen Nobel- 
preis auszahlen läßt,während der Stresemann von 1919 
von Verständigungs-und ee re gar nichts 
wissen wollte. Dieser ee Pe ürfte zuu größten 
eil auf sein Verdienstkonnto nicht gutzuschreiben 
sein. 

| eine Herren! Ganz ernsthaft noch eins! 

Sie ‚neine Ülerren vom Landesrat, von der Mitte und 

« Rechten, wollen nicht verstehen,warug im Saargebiet 
die Einheitsfront nicht möglich ist.Ich erkläre I®nen, 
daß dies unausführbar ist. Die Koalitionsunfähigkeit 
der bürgerlichen Farteien, die wiederum die Sozia- 
listen für koalitionsunfähig halten im heiche und in 
Preußen,ist für uns Sozialdewokraten an der Saar ein 

.warnendes Beispiel geworden. Das hindert jedoch nicht, 
daß jeder in seinem hahwen seine Pflicht tut. Das Er- 
gehnis dieser allgeneinen „» tuchtungen ist folgendes: 

Die »aar hat noch nicht aufgehört ein ge- . 

- fährdeter Punkt zu sein und wird weiter ein Handels- 
objekt bleiben. Das ergibt, daß die französische ulehr- 
heit in der kegierungskoamission französische lendenz 
haben wird. Das ist natürlich die notwendige Konse- 

uenz Beer nenge-Folitig Man muß bei Betrachtung 
er Be egohen ge_des Saargebietes genau sehen 

und keine Kirchturm-Politik treiben. has_die Zusan- 
mensetzung der hegierungskonmission anbelangt,so wird 
bekanntlich der Präsident Stephens gehen. Bezüglich 
seines Nachfolgers sind wir sehr bescheiden. fir wol- 

en nur 095 es ein objektiv und neutral denkender 
wenn ist. Das ist nicht Son? viel und doch sehr viel! 

Das Urteil über Herrn Minister lanbert ist 

Ihnen ja bekannt.Ich hatte die Ehre, im vorigen Jahre 
an dieser Stelle unsere Weinung zu sagen. Es erübrigt 


sich 
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sich, heute weiter darauf eingugehen. Meine Herren! 
Wer wird sein Nachfolger sein? Men sprach in Genf von 
Italien, daß ein Herr aus Italien seine Stelle über- 
nehmen würde. 


(Zurufe: Hört,hört!) 


Ich wünsche Herrn Stresemann vollen Erfolg in ıeu 
Sinne, daß er Glück hat und einen sozislen,republi- 
kanischen und antifsszistischen Anhänger l\ussolinis 
einerntet. Ich glaube aber,daß, solange die Zwistig- 
keiten zwischen Frankreich und Italien bestehen, eın 
italienischer Vertreter kaum In Frage kommen dürfte, 
hir Sozialdeuckraten sind der «weinung,daß der Zusau- 
nensetzung der Regie rungskonn: BO LOL eine Pedeutung zu- 
kommt,besser gesagt,eine lokale deutung,weil die 
Zusammensetzung der Regierungskonmission nur eın leil- 
chen der Annexionspolitik Frankreichs bedeutet .Lies 
zur hegierungskommission und ihrer Zusammensetzung. 
ae has die Nilitärfrage anbelangt ‚so hängt sie 
ja mit der Rheinlandbesetzung ın engs er heise zusan- 
men, man kann soger sagen, daß die sarnilitärtrase 
und die Rheinlandbesetzung ein einheitliches_Probleu 
in der französischen Politik darstellt. Das Iheinland 
ist besetzt, die vaargebiet unbesetzt- so heiß t es 
wenigstens - oder sagen wir ungeschützt. ne ist eine 
Situation, die für Generale un ragbar ist. gh will 
mich einmal als Militarist aussprechen. Die Gehirne, 
der Militaristen sind meistens vermauert. Diese Mili- 
taristen können kein Loch vertragen,auch hinten keins. 


(Iachen und Heiterkeit!) 


Fin nilitärisches loch natürlich! Sie fürchten sich 
vor der aufrührerischen Bevölkerung an der Saar,-ein 
Kapitel für sich-. Der Völ erbundsrat hatte sich für 
den Abbau des Militärs im earge bi>" in kenf festge- 
setzt. Die mücksichtnahue auf Frankreich fand eıne 
Lösung nach früheren Beschlüssen, Es war keine Über- 
raschung, daß wir Bahnwärter ın kastnachts-oder 
sonstigen waskenkleidern erhalten. Das ist eine poli- 
tische Heuchelei. 


(Zurufe: Sehr gut !) 


Das ganze war ein vorbereitetes politisches wWanöver. 
Die Regierungskomuission in ihrer lehrheit hat wohl 
nicht anders handeln können. So von ganz ın efähr 

mmen diese Beschlüsse nicht,denn jeder hat sein 

nd hinter sich, und Herr Briand hat - vsch der mede 
des Herrn Schmelzer- Herrn \iorice hinter sich gehabt. 
Die Regierungskoumission besteht schließlich nur aus 
Vertrauensleuten der einzelnen länder. Weine Herren: 
Deutschland und die Saardelegation standen da vor 
einem Bollwerk. Ich a gerecht sein,un- 
geheuer mehr war nicht zu erreichen. Herr Stephens 
stand vor einer Nehrheit seiner Kollegen und war 
unterlegen und das wird auch in Wirklichkeit ds? 
Grund seines ÄAbgangs gewesen sein. Es ist für einen 

Präsidenten 
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Präsidenten eia unträagbarer Zustand, in der 

Minderheit zu sein und überstimut zu werden. 
Die Folge war, daß er seine Stellung für un- 
haltbar hielt, aber eins kann man entnehmen, 
daß die Fosition eines deutschen Fräsidenten 
für diesen eine unhaltbare Fosition wäre. 


OÖ 
J 


Betrachten wir uns die Lösung der 
Mlitärfrage, 


Nun haben wir endgültig 800 Ilann verkapptes lüi- 
litär an der Saar. 800 Mann Bahnwärter haben 
wir und wie aus der Resolution des Herrn Leva- 
cher hervorgeht ‚als bleibend erhalten, leider 
bis zur endgültigen Lösung der. Frage überhaupt. 
Es sind gewisse NMeinungsverschiedenheiten zwl- 
schen den soziäldemokratischen Delegierten und 
den Delegierten des Zentruus und der Deutsch- 
Saarländischen Volkspartei sufgetreten., Diese 
\einungsverschiedenheiten sind iu Beisein von 
Herrn Stresemann besprochen worden und der deut- 
sche Außenminister hat großes Verständnis für 
den sozialdemokratischen Standpunkt aufgebracht. 
Wir haben noch stets den restlösen Abbau des lüi- 
litärs verlangt. Ich will nicht mehr auf die 
Tendenzmeldung der Belgischen Telegraphen-Agentur 
zurüickkouuen. Diese Frage haben wir bereits ın 
der Presse erledigt. 


Unsere Haltung war folgende: Den Bahn- 

schutz, oder die Sicherung, oder die Garantie 

der Truppen-Transporte übernehmen wir und die 

Gewerkschaften. Sie können das und hätten das 

auch getan, aber Bahnwärter in Zivil sind bedeu- 

tend gefährlicher als 800 Nann Unifornierte. Er- 
 stere werden sehr leicht als "agents provokateurs" 

in Betracht kouwnen, provozieren, und es wird | 

leicht zu Streitfällen wit der Bevölkerung kon- 

men. Sind diese Leute aber uniformiert und da- 

durch auch für die Öffentlichkeit gekennzeichnet, 

schwinden diese Gefahren in erheblichem Nake. 

Im übrigen waren wir bereit, den Bahnkörper 

durch die Gewerkschaften zu ie era 

deren Torten, daß dadurch jedes frende lülıtär 

im Saargebiet überflüssig wurde. 
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Zur wirtschaftlichen Lage werde ich per- 
sönlich nichts sprechen, sondern mein Fraktıons- 
kollege Brettar. Ich kann zuu Schluß nur eins. 
sagen: Wir haben ungeheuer Schwere Sorgen um die 
Arbeiterschaft, die sich in drei politische Grup- 

en spaltet, zur Freude der Bourgeoisie. lürde 

Be Arbeiterschaft endlich einmal den Unsinn der 
gegenseitigen Zersplitterun einsehen, So wären 
wir einen gewaltigen Schritt vorwärts. Beträach- 
ten wir die Situation, so müssen wir feststellen, 
daß sowohl die kegierungskommission, Sowie ole 
französische und deutsche Regierung den Arbeitern 
gegenüber recht wenig zuvorkommend, teilwelse So- 
gar feindselig eingestellt sind. Es ist sehr viel 

eredet worden von der Rückgliederung. Wo sind_die 

orbereitungen gegenüber den ea de re Pe 
die zweifellos entstehen werden. \an kann beinahe 
bezweifeln, ob ein ” 
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Bater Wille vorhanden ist. Einzelne Kreise erhalten 
arlehen erhalten Zollstundungen,von denen die Arbei- 
terschaft keinen Pfennig hat. la gibt es Betreuungen, 
über die wir schon Bonn ronhen haben. 

| Sie sehen ‚meine Herren, da geht alles Arm 
in Arm,hKegierungskommission, Frankreich , Deutschland 
und das Saargebiet, 


(Zurufe: Sehr aut !) 


wenn es sich um das Schicksal der Arbeiter handelt. 
Da ist alles viel wichtiger, als die Frage,ob wir 
200 oder 800 Mann Bahnwärter haben. fir werden es 
nicht gestatten,daß eine Ablenkung der Meinung in 
Szene gesetzt wird. "ir stehen heute vor einer ge- 
radezu trostlosen lage im Saargebiet. Die deutsche 
Regierung tut nichts,sie hat für die Arbeiterschaft 
in dem Sinne nichts getan. Es ist das Elend der ° 


a Wohnungsnot, 


über das wir zu sprechen haben. Es zeigten sich da 
keine besonderen Erfolge der christlichen Nächsten- 
liebe. Weine Herren, wir müssen uns endlich einmal 
nach dieser Richtung hin ermannen,das Proletariat 
eht ohne l'ohnungen und gina ee zugrunde. 
"lr haben uns danit schon verschiedentlich beschäf- 
tigt, Nichts ist geschehen! Es geschieht nichts von 
der Saarregierung und nichts von der heichsregierung. 
Es steht nichts im hege,wenn die deutsche hegierung 
uns 50 Millionen Goldmark hierher schickt,um zu 
bauen. Ich zweifle nicht daran, daß die hegierungs- 
Kommission kein Hindernis bereiten würde. »tatt des- 
sen sehen wir Abbau der Löhne- mein Parteifreund | 
 Brettar wird darüber reden- Elend der Sozialrentner, 
eaktion im Lande ,Reaktion in der kg der Sa u 
tion in der Justiz. Sehen Sie sich die letzte Ge- 
schworenenliste_an, ein einziger Arbeiter ist darin, 
obwohl sich im Saargebiet 80 000 Arbeiter befinden. 
Die Arbeiterschaft ist das Objekt der Bourgeoisie. 
Meine Herren, wir läassen uns nicht einbal- 
samieren mit den schöhen Morten: „Treue um Treue". 
Das sind Phrasen. Die Arbeiterschaft im Saargebiet 
ist in Not. Und ich mache mich ausdrücklich ‚trotz- 
dem es mir bestritten worden ist, zum lortführer 
der Leute, deren Vertrauen ich habe. | 
Weine Herren!Denken Sıe einnal an die Tage 
und an die Zeiten, an denen die Saararbeiterschaft 
so tüchtig für die des Swaargebietes einge- 
treten ist. Sie wird auch fernerhin für die Belange 
des Saargebietes eintreten ‚nicht der deutschen _ke- 
gierung zuliebe, sondern sich und der gesamten Be- 
völkerung zuliebe, Und deshalb kann man DE RBIN, 
und ich darfvder Heichsregierung einmal von dieser 
a aus von sehr emsthafter Sorge begleitet, 
zurufen: | 
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"Reichsregierung,wache auch einmal auf und tue 
Und 


etwas für die Ärbeiterschaft! " 
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Und damit die Reale ringe Tommi aB2on nicht verlernt, 
wo ihr Pflichtenkreis sich befindet, dürfen wir ihr 
im Zusammenhang ruhig zurufen: 


‚Regierungskomnissinn tue Deine Pflicht!" 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinhard! 


Abg.keinhard (KP): Meing Herren! Das nesultat von Genf,das 
die Vertreter der Genfer Politik hier vorgetragen haben, 


ist nach Ansight der Kommunisten und nach Ansicht der 
Arbeiter des Saargebietes, auch der christlichen Arbei- 


ter, der sozialdemokratischen Ärbeiter,absolut garnichts. 


Die Arbeiterschaft ist deshalb längst von diesen Fın- 
mel abgekommen,den noch einige Vertreter, oder,die 
sich wenigstens angeblich Vertreter des Saargebietes 
nennen heute noch besitzen. Wenn der Vorredner der 
Sozialdemokratie schon Bedenken hatte in seinen Aus- 
führungen über die Zusanmensctzung des Völkerbundes, 
so gehen wir viel welter, wLr können dabei nicht stehen 
bleiben, daß man sagt, der Völkerbund ist bloß schlecht 
zusammengesetzt, die sinzelnen Kommissionen sin 
schlecht und deshalb ist nichts für die Arbeiterklasse 
zu erwarten. Um da nur ein einzelnes Beispiel zu 
bringen: Die neßlerung Frankreichs, die kegierung Foin- 
cares ist nach Änsicht des sozialdemokratischen Fed- 
ners ganz besonders schlecht, aber nicht die gesante 
Dee rang BOROEn nur ein leil derselben,während der 
Außenninister Frankreichs Briand ‚angeblich doch noch 
ein warmes Herz für die unterdrückte Arbeiterklasse 
habe. Wir können uns mit dieser Feststellung absolut 
nicht einverstanden erklären,denn ich möchte daraul 
hinweisen,daß in der französischen kammer vor einigen 
Wochen ein Gesetz angenommen wurde dass die Wilıtarı- 
sjerung der gesauten Nation im Falle eines Krieges 
vorsieht und daß der Berichterstatter des Gesetzes, 
der französische Sozialist Boncour war. Ein Beweis, 
daß der französische Sozialist nicht. das a 
Vertrauen in den Völkerbund setzt, daß der Völker- 
hund ein Instrument des Friedens sein könnte ‚was im 
mer wieder gerade von den sozialistischen Mednern 
bisher betont wurde. Aber auch die Parteifreunde 
Briands, die sogenannten hadikal-Sozialisten,die 
ITinksdemokraten, sehen in dem Völkerbund keine den 
Frieden fördernde Einrichtung. »o hat bei einen  _ 
Bankett des Verbandes der republikanischen Jugend in 
Nantes ein Redner der Linksdemokraten, der zu der 
Richtung Herriot ehört ‚folgendes gesagt: Die Vo bi- 
lisierungs-und militärischen esetze werden dem land 
das Höchstmaß seiner Verteidigun skraft geben. »Seiner 
militärischen acht bewußt, kann rankreich die not- 
wendige Initiative zugunsten des Friedens ergreilen. 
Es wäre Unsinn, zu glauben,dab der Völkerbund jemals 
einen Krieg unnöglich machen könnte,denn es gibt So- 
viele Brandherde,die jeden Augenblick entflamnt wer - 
den können. Also hier sieht sogar ein Dewokrat,da 
der Völkerbund vollständig un geeignet ist,Kriege zu 
verhindern. Sie stützen sıch deshalb auf die 
Wethoden 
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Methoden, die wir auch aus Deutschland kennen,aus 
der Zeit der lonarchie. \ienn damals die Sozial- 
demokraten gegen die hehrvorlage sich wandten, ent- 
egenete man ihnen,daß blos ein starkes deutsches 
eich imstande sei, den Frieden zu vrhalten. Das- 
‚selbe sagen jetzt die Leute auf der anderen Seite, 
Der Völkerbund kann auch nicht die Interessen der 
unterdrückten Völker vertreten. ber Völkerbund. 
ann nicht wirken iu Interesse des Friedens. Die 
Broschüre,die von der Regierungskommission heraus- 
Bern Surde mit dem schönen Titel: Internationale 
Erziehugg,“ und die davon spricht, " die Lage eines 
Mendatsgcbietes ist etwa zu vergleichen nit der 
Stellung eines unmündigen Kindes. Und dieses Man- 
datsgebiet werde solange vou Völkerbund verwaltet, 
bis dieses unmündige Kind gezeigt hat, daß es 
großjährig geworden ist." 
Nun,meine Üerren,wenn Sie jetzt alle wissen, 
neß der Völkerbund in seiner Zusandensetzung zu der 
ge zaeu gung gekommen ist,dab das unmündige Kind 
waargebiet" großjährig geworden ist und sich selbst 
verwalten kann,wenn Sie solange bis dahin warten 
wollen,dann wird man mit unsören Knochen Apfel von 
den Bäumen werfen können. Ob der Völkerbund ‚der 
sieh laut Tiktat von Versailles" die Wahrung des 
Friedens" zur Aufgabe gestellt hat, etwas für die 
Arbeiterklasse des Saargebietes tut- und daran 
er Fi die Sozialdemokraten ja an-,ist eine andere 
Sache. Die Sozialdeuokraten behaupten; Die deutsche 
Regierung ist in den Konzern,der internationalen 
Mächte, in den Verein der Völker aufgenommen worden 
und sie wechen die Einwendung, ja, wenn die deutsche 
gierung eine‘ andere Zusammensetzung hätte,wenn 
man uns anstatt die Deutschnationalen hineingezogen 
hätte,dann wäre te etwas mehr herausgekomnen. Aber 
weil Herr Stresemann es vorgezogen hat, sich auf 
das deutschnaätionale Nilpferd zu setzen,anstatt auf 
gas sozialdemokratische Heupferd,ist es jetzt in 
enf s3 so schlecht BUBESBRR en. Das ist der lenor 
der Baslaldenokratischen artei bezw.der Kritik 
zu dem Genfer hesultat der Saargebietsfragen. Ich 
ver so kann man nicht an die Faopr herangehen. 
ch will Pan! sagen, daß die Politik der Sozialde- 
mokratischen fartei ihrerseits die ist, daß gie sagt, 
wenn wir in der hegierung wären anstatt der Jeutsch- 
nationalen,wäre ein größerer Erfolg zu verzeichnen 
gewesen. 


(Zuruf des Abg. Dr.Sender: Dann müßte in | 
rs ich die ©ache aber auch anders aus- 
sehen. 


Sie haben dies wörtlich betont und diese Politik 

gemacht. Daß dies nicht richtig ist, möchte ich be- 
weisen und zwar insofern,daß die Deutschnationalen, 
die so ein großes \eschrei gegen den Völkerbund er- 


hoben haben und die deshalb nicht hineingingen,weil 

ihnen von den Entente-Staaten nicht genug Konzessio- 
nen gemacht wurden. Die sind heute Bepen so gut be- 

reit, in allen Stücken Erfüllungspo 


itik zu machen, 
wie 
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wie die Sozialdemokraten. Wenn ich mir als, Kron- 
zeuge die Saarbrücker-Zeitung nehme, so steht da in 
einen Blatt auf der ersten Seite: „Neuer französi- 
scher Sieg im Saargebiet " und auf der anderen Dei- 
te:„ Einigung in den hirtschaftsverhandlungen unter 
og Meistbegünstigung!" Es steht drin, 

aß es gelungen ist, die Verhandlungen zwischen 
der deutschen und französischen Grobindustrie auf 
der Grundlage der u ed a zu Ende zu 
führen. Ferner ist Ihnen bekannt, dab die Deutsch- 
nationalen, seit sıe in der Regierung sind ‚genau 

so aut,wie die Sozialdemokraten wit Stresemann,dem 
Vertrauensmann der Schwerindustrie durch Dick und 
Dünn zu gehen, heiter ist die Frage die ‚war durch 
den Eintritt Deutschlands in den ölkerbund und 
durch die locarno-Politik ein Erfulg für die deut- 
sche Außenpolitik zu verzeichnen? Der einzige ist 
der: es ist Chamberlain,den englischen Ninister- 

räsidenten, gelungen, einen rege: zu ziehen um die 

owjet-Union. Weil England die Snwjet-<Union fürch- 
tet,hat es sich dafür eingesetzt,daß Deutschland 
Mitglied des Völkerbundes Brose ist. Bisher wur- 
de abgestritten, daß im Falle eines Prieeee mit 
Rußland die Entente-Truppen durch Deutschland be- 
fördert werden könnten. Der deutsche Staatssekretär 
von Schubert Bat Beag® daß dıes fentge.sgt wurde. 
Daraus is er wir,d& der Völkerbund kein Bund ist, 
der den Frieden vorbereitet,sondern ein Bund ıst, 
der die Kriege fördert und gegen die Sowjet-Union 
die Völker organisiert. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Die Leute,die diese Politik machen und die sich 
dadurch zum Stiefelputzer der englischen Politiker 
aufschwingen, haben im Kriege gebrüllt:,„ Gott strafe 
Belang, heuis ehen sie mit England gegen die 
owjet-Union. Und wenn der sozialdemokratisch 
Sprecher gesprochen hat von Italien und von lusso- 
lini,so sage ich, bestehen nicht enge Fäden mit _ 
Mussolini und ist nicht der Kampf gggen Mussolini 
in der Presse verstumnt? war nicht ©tresemann 
selbst in Mussolinien ? Das sind dıe einzigen Er- 
folge, die man in der deutschen Außenpolitik seit 
Iocarno errungen hat. Dieses allgemein gesehen! 
Lokal gesehen,nur ein paar Worte,weil wir,wenn wir 
später über dıe lohnfröse sprechen,darauf zurück- 
kommen werden. ir hatten bisjetzt französisches 
Militär. Nun bekommen wir französisches Nilitär 

in anderen Uniformen, um den Bahnschutz zu über- 
nehmen. Die Regierungskommission und das Gebiet 
als solches bleiben nach wie vor unter denselben 
Bestimmungen wie bisker. Aber wirtschaftlich haben 
wir gewaltige Niederlagen zu verzeichnen. 

Vom Standpunkt der Arbeiterklasse aus 


gesehen,haben wir keinen Erfolg errungen, und 


vom 


a 
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vom Standpunkt der Unternehmer aus geschen,vom Stand- 
2 der herrschenden Klasse haben diese Herrschaften 
rfolge errungen zum phaden der Arbeiterklasse. Das 
hat auch mein Kollsge Herr Dr.Sender bestätigt und er 
hat betont,daß seit locarno eine Einigung zwischen 
deutschen und französischen Unternehwern,die gegen die 
Arbeiterklasse gerichtet ist, besteht. Auf der einen 
eite Zuwendungen in Gestalt von Betreuungsgeldern, 
Zollstundungen und Zgwendungen an die Hüttenwerke, 
und auf der anderen »veite geht die Arbeiterklasse 
leer aus und bekoumt nichts. Leider ist die Arbeiter- 
schaft in 3 lager gespalten. Die Arbeiterschaft kann 
nur einig sein, wenn sie ee auf dem Stand- 
Auuer. gp8 Ir ieseringten Alassenkanpfes steht. Die 
ozialdguokratische Fartei macht es in der Frage locar- 
no und Genf so, indem sie Politik durchführt,die die 
eeimoinie will. Heute ist es nicht mehr wie 1923. 
Als damals Iohnkämpfe waren,hat man den Kaupf geführt, 
weil ein Krieg zwischen der deutschen und der Tranzö- 
sischen Bourgeoisie bestand nicht aber, weil man den 
rbeitern helfen wollte. Jetzt. ist Frieden zwischen 
den deutschen, französischen und belgischen Industriel- 
len und jetzt sind die Führer die, die ein Verbrechen 
begangen haben, die Ärbeiterschaft zu spalten und zu 
einen willenlosen Objekt der herrschenden Klasse zu 
machen. Das nur in wirtschaftlicher Beziehung,so wie 
die Dinge liegen. 


Meine Herren!Wie haben Sie während der lagung 
in Genf die Interessen der werktätigen Bevölkerung wahr- 
en" Die sagen, wir haben die Ärbeiterschaft ver-. 
reten durch Lelegationen der bürgerlichen und der sozi- 
aldemokratischen Farteien. "ie haben Sie für das werk- 
tätige Volk an der »aar in Genf gearbeitet? ir lassen 
die Fresse_sprechen ! i en 

Die Sozialdenokratische Folitik war nach An- 
sicht der bürgerlichen Parteien eine Sonderpolitik zum 

cheden der Arbeiterklasse und zum Schaden der Bevöl- 
kerung des Saargebietes,weil sich die Sozialdemokraten 
laut einer ag re kenf auf den Standpunkt 
gestellt haben,daßb das Militär im ra verbleiben 
solle und daß es nicht notwendig sei, für den Schutz __ 
der Verkehrswege eine besondere eur zu schaffen. Dic 
Sozialdemokraten haben auch bei dem ! eier IEMerralde 
den funsch geäußert,daß das saarländische Witglied 
der egierungskowuuission abwechselnd aus verschiedenen 
Parteien des Saargebietes genommen werden solle. fir 
Kommunisten sind nicht so naiv,daß wir uns einbilden, 
daß ein "echsel in der »Daarregierung jeweilig eine An- 
derung ans Folitik herbeiführen könnte. 

„eine Herren! Ich glaube, das glauben Sie . 
selbst_nicht, auch nicht die Herren der Sozialdeuokrati- 
schen Fartei. as den anderen Standpunkt anbelangt,so 

at lierr Dr.Sender gesagt, wir sind früher schon in 

enf dafür eingetreten, um die Sicherheit der Truppen- 
transporte zu gewährleisten. ir können nicht verstehen, 
wie die Sozialdewokratie zu einem derartigen »tand- 
ch Be zangen kann, wenn sie die Interessen der Ar- 
eiterklasse vertreten will. Nie können wir als Ver- 
treter der Arbeiterklasse zum Völkerbund gehen, der 

oc 
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Goch nur geschaffen wurde, um das Volk an der Saar 
|. ern und ih. jetzt einen Bahnschutz aufzu- 
‚zwingen. 

Kir Kommunisten stehen auf dem Standpunkt 
daß die Gewerkschaften das ablehnen werden und ableh- 
nen müssen, eine Sigherung von Truppentransporten 
zu übernehmen, von Truppen,die hier nichts zu tun 
haben. Wir vertreten den Standpynkt, deß die 
satzungvon Rhein und SOasr zu verschwinden hat, und 
weil wir Öigsen Standpunkt vertreten,können wir 
nicht nach Venf,wie es die Sozialdewkraten gesagt 
haben. “ir sehen in der Besatz etwas,was mit 
aller Energie bekämpft werden muß und wenn man et- 
was Te mup en will, kann usn eben keingn. chutz an- 
gedeihen assen und_ sich anbieten, von Bars der 
ewerkschaften den Schutz zu übernehmen. gen wird 
sich jeder klassenbewußte Arbeiter sicher wenden 
müssen. | 


(Zuruf:So ist das nicht gedscht!) 


(Zaruf des Abg.Dr.>ender; Meinen Sie Eisen- 
bahner”) 
Ich habe das übernommen, was Abe. Dr.Sender wörtlich 
ausgeführt hat. Ich habe erklärt, daß wir mit dieser 
Politik nicht einverstanden sind. 


(Zuruf: Was machen dann die kommunistischen 
isenbahner‘ 


Die Saarbrücker Zeitung vom 14.3.schreibt: „ Die Hein- 
kehr der Sieger! Und als Untertitel:.„ Chamberlain 
außerordentlich befriedigt!" Hier sagt die »aar- 
brücker Zeitung in trockenen horten,was wir schon 
immer gesagt haben,daß Chamberlain befriedigt sein 
kann, Er hat erreicht, den Bintritk Deutschlands in 
den Konzern der PRPRFARZIRELOSHER tasten. Daran an- 
‚knüpfend möchte ich sagen, die deutsche Hegierung 
oder Hindenburg oder die ie Berne unter Hindenburg 
und deu Neichskanzler Marx haben durch ihr Eintre- 
ten in Genf ebenfalls wieder die inperjelistische 
Politik aufgenoumen und gekuhhandelt ‚wie Abg.Dr.»ender 
richtig sagte, um die Haut der Ärbeiterklassen. Ich 
glaube, dab als Kuhhandelsobjekt auch zweifellos 
einmal gas Spärgebiet in Frage kommen wird. Es steht 
also offiziell fest, daß die herrschenden Klassen, 
auch die herrschenden Klassen in Deutschland,den Sieg 
mit den englischen Imperialisten errungen haben. Für 
das Saargebiet- das habe ich ja schon gesagt-wird 

er Bahnschutz eingerichtet,wıe er vorgesehen war. 

n Erfolg und zwar den einzigen Erfolg hat Chanber- 
lain errungen. las hat natürlish die Zentrunspartei 
ganz gewal Me: in Harnisch gebracht und sie ist- weil 
sie nicht anders konnte- 2 übergegangen und hat 
Stresemann gründlich den Kopf gewaschen. So schreibt 
die Landeszeitung: , Stresemänn, der in der Vornit- 
EaRaO. LEUNE einen teilweisen recht guten Eindruck 
gemacht hatte, versagte in der Nachmittagssitzung 
vollkommen". Dann sagt der Gentrumgredner im heichs- 
tag: Wir halten das Ergebnis von Genf für keineswegs 


befriedigend, 
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befriedigend ‚aber wir danken deu Außenninister... 
usw." 


Der Herr Abgeordnete Schmelzer hat in einer 
Versammlung der Liberalen Volkspartei gesagt be- 
stimmt sei jedenfalls erreicht worden,daß die Trup- 
penfrage Beer erledigt es:: r sagte wei- 

er, wır haben hier die amüsante latsache ‚daß 800 
Mann dazu verurteilt sind,absolut keine Tätigkeit 
auszuüben. ir wollen sie dabei nicht stören,Wenn 
sie uns vom Halse bleiben,dann nögen sie treiben 
was sie wollen." | 

/ Also die 800 „ann Bahnschutz,die man einfach 
hierher setzt, können nach dem Standpunkt der Libe- 
ralen Volkspartei hier treiben,was sie wollen. Aber 
ein Erfolg ist dabei zu verzeichnen, sagt Herr 
Schmelzer,statt 3000 Soldaten befinden sich nur 

och 800 Mann hier, die nicht, wie im besetzten 

ebiet die Defehlsgewalt besitzen,sondern die der 
Befehlsgewalt der hegierungskommission unterstehen. 
Also sollen die 800 wann „ahnschutztruppen der Be- 
fehlsgewalt derselben hegierung unterstellt werden, 
die nach Ihren een Ausführungen- den. Ausfüh- 
rungen der Deutsch- saarländischen Volkspartei- _ 
nicht in ihrer «“ehrheit Ihr Vertrauen besitzt. las 
ist die Folge, wenn diese Iruppen der hegierungs- 
kommission unterstellt werden: SEN | 

Weine Herren,denken Sie logisch. Die nagie- 
ee: 62102 hat die Aufgabe,den >chutz der »aar- ü 
gruben zu übernehmen, die Ausbeutung der Gruben zu | 
überwachen und sie wird deshalb von ihrer Befehls- | 
gewalt genau so gut Gebrauch machen, wie die übri- 

en militärischen Befehlshaber des französischen 

perialismus. 

Nun noch ein y Worte zu den Freunden des 
Völkerbundes, die nach Ansicht der Sozialdemokra- 
gen ihr möglichstes geleistet haben, um für die 

Barberölkerung in Genf etwas zu erreichen,oder um 
allgemein gen ölkerbund als Friedensinstrument zu | 
bezeichnen. Va wird u.a. während der "BEUnE des | 
Völkerbundes eine «eldung verbreitet,daß Leon Blum, | 
der französische Sozialistenführer für die hückgabe | 

| 
| 
| 
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des »aargebietes an Deutschland sei und dann heißt 
es wörtlich:« Frankreich muß folglich das Saarge- 
biet so früh wie nöglich zurückgeben und sich mit 

beutachland über eine freundschaftliche hegelung 
der Frage der are ramer ee verständigen." | ... 
| Meine Nerren, was heißt das? Freundschaft- i 
liche age lung der Saarbergwerke ? Nach unseren 

Dafürhalten heißt das nichts anderes, als daß es \ 

zauaeen geschehen soll,was wir auch immer wieder be- i 
tont haben, die deutschen und französischen Industri- | 
ellen sollen sich in einen gemeingamen internatio- | 
nalen Konzern die Aunbeurünf der Saargruben erhalten. Ä 
Das wird hier klar und deutlich gesagt. lenn man | 
sagt, das Saargebiet soll aa ae en werden,aber | 
über die Frage der »aargruben sollen sich die beiden N 
Staaten freundschaftlich unterhalten,so ist das eine | 
besondere Frage,meine Herren Sozialdenokraten.Vir 
fürchten,daß das nichts anderes ist,als daß die Ver- 
handlungen,die schon einmal geschwebt FEDER DE UA h 
au | 
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auf der einen Seite von Herrn Röchling und auf der 
anderen Seite von Herm de Wendel geleitet wurden, 
zum Ziele haben,die »aargruben zu verschächern. Der 
französische Imperialismus hat kein Interesse an der 
Bevölkerung des Saargebietes,sondern er hat ein Inte- 
resse an der Ausbeutung der Gruben durch die arbei- 
tende Bevölkerung. Ohne ne und ohne 'ider- 
stand und im Einverständnis ‚der deutschen Bevöl- 
kerung, soll es geschehen. Das ist, was nach unserer 
einung Leon Blum sagt. | 

\ gm» Bol eine Frage. Die Sozialdenokratische 
Partei hat ein Pass ing Feum an den belgischen Sozi- 
alistenführer Vandervelde abgesandt für sein mann- 
haftes Eintreten für die unterdrückte_Saarbevölkerung. 
Ich darf daran erinnern, daß Vandervelde derjenige wär, 
der während des Krieges die wüstesten Hetzreden gehal- 
ten hat und daß er derjenige war, der mit den Friedens- 
vertrag von Versailles geschaffen,den seine hegierung 
erersentzeben hat, der also a Fe Verhältnisse 
im Saargebiet und ım hheinland nit seiner Ansicht ge- 
deckt hat. Wir wissen nicht, wie man derartigen leuten 
noch Danktelegramnne schicken kann. | 

Meine Herren, die Sozialdeuokratischen Kolle- 
gen haben mir vorhin zugemufen, was wir Koumunisten 
zu den Dingen sagen werden. liir haben die Frage klar- 
gestellt. 

Erstens, die Saarregierung ist nicht die Fe- 

gierung der werktätigen Bevölkerung des Saargebietes, 
sie ist ernannt worden von einem Bunde, der sich an- 
geblich Bund der Völker nennt, der aber ein Bund 
von imperialistischen hegierungen darstellt, aus den- 
selben,die sich zusammengefunden haben,um die Absatz- 
märkte der Erdoberfläche erneut zu verteilen. 

Es kann uns gleich sein, welche \inister in 
der Saarregierung sitzen,ob das gute oder böse \len- 
schen sind,oder ob man ihnen mehr Gehalt gibt,wie die 
Saarbrücker Zeitung schreibt. Dieses Blatt schreibt, 
man könne einen besseren Ministerpräsidenten finden, 
wenn man ihm mehr Gehalt gibt als den ein. Wr 
wird auch nichts an den bestehenden politischen Ver- 
hältnissen ändern können. „an kann nür die Verhält- 
nisse ändern,wenn man von Grund auf gegen diese Unter- 
drückung einer nationalen lünderheit kämpft. Wie kann 
man das tun ? Wir verweisen auf China !_ In China kämpft 
ein unterdrücktes Volk um seine nationale Freiheit, 
wenn man auch sagt, daß es wieder die bösen Bolsche- 
wiki sind. Yie können wir nun den Freiheitskanpf im 
Saargebiet feühren? Sicherlich nicht mit den Färteien, 
die Im neich unsere Arbeitskollegen unterdrücken und 
ins Gefänmis werfen oder mit einer hegierung,deren 
Außenminister Stresemann ist,und mit Zarteien an der 

aar, in deren heihen die Führer der Schwerindustrie 
sitzen, die mit der französischen Schwerindustrie 
verbunden sind und den Arbeitern den Lrhn rauben. Mit 
diesen Parteien kann man keinen Befreiungskampf füh- 
ren,inden wir an den Völkerbund Bittgesuche richten. 
Von diesen PWABREHAR aus,kann die Arbeiterklasse nur 
eins tun, sie muß sich auf dem Boden der Arbeiter- 
klasse einigen und zusaumenfinden und den schärfsten 
Klassenkaupf 
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Klassenkampf im Saargebiet organisieren, d.h. gegen, 
die deutschen, , französischen luxemburgischen Incustri- 
ellen,als politische Vertreter der Volksausbeuter. 
ch kann erklären, (ab der deutsche Staatssekretär 
von chybert als Aktionär in der Dillinger Hütte 
sitzt. Ich kann daran erinnern,da® in anderen Hüt- 
ten,so bei Stuum Neunkirchen, in der “ehrzahl deut- 
sche Aktien vorhanden sind. "eil wir diesen Kanpf 
führen müssen, müssen wir ihn allein führen und 
weil wir keinen Krieg mehr wollen,nüssen wır uns 
international nit der übrigen Arbeiterklasse zusan- 
menfinden. Tir stehen auf dem Boden von Karl Warx, 
daß ein Krieg nur dann verhindert werden kann,wenn 
der Imperialismus geschlagen ist, Solange ein Kampf 
um Absatzuärkte gelührt wird, solange die Imperıla- 
listen ihre Leute bewaffnen und ausrüsten ohne den 
Völkerbund oder einen sonstigen Bund ‚solange ist, 
die Arbeiterklasse von Kriegen bedroht und wir sind 
uns klar darüiber,wenn die deutschen Inperialisten 
den Krieg gewonnen hätten,würden diese die fräanzö- 
sische Arbeiterklasse unterdrücken, weil nun aber 
der französische Inperi&lisuns im Kriege gewonnen 
hat ‚wird heute die Arbeiterklasse an der vaar von 
den französischen Inperialisten unterdrückt und aus- 
gemessen: Deshalb käupfen wir uu den Anschluß der 
rbeiterklasse des vaargebietes an die des heiches, 
un gemeinsam einen befreiungskanpf ım weiche zu 
führen und gemeinsan den $ampf zu führen gegen den 
imperialistischen Krieg. Ich erinnere daran, da 
der Vertreter der Kommunisten auf dem internationa-. 
len Parteitag in leutschland erklärte,die Sowjet-Uni- 
on känpft für den Frieden, aber sı€ ist auch gerüstet 
für den Krieg. Wir sind versichert, daß auch cie 
deutsche Arbeiterklasse und die des Saargebietes 
sich organisieren und ihre Pflicht tun wird. 


(Bravo - kufe ) 


(Glocke des Vorsitzenden) 


Tomitnenser: Der Herr Abgeordnete hkeinhard hat den Völker- 
un 


d als internationale höuber und die Kegierungs- 
Kommission eine Vertretung von Ausbeutern enannt. 
Woren dieser Beleidigungen rufe ich den hedner zur 


Ordnung. | - 
Das Yort hat der lerr Abg. Schmelzer ! 


Abg.Schnelzer 
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Abg. Schmelzer (DSV): Meine Herren! ir haben zu deu 
Genfer Ergebnis in der Öffentlichkeit bereits Stel- 
lung genoumen und es ante: sich, heute nochmals 
darauf einzugehen. Ich möchte nur folgendes unter- 
streichen: | | Fr 

‘ Wir verlangen,daß die hegierungskommission 
von dem "unsch des Völkerbundsrates Gebrauch aächt ‚die 
800 Mann Bahnschutz-Truppen zu reduzieren oder daß 
zum Nindesten die hegierungskounission ara 
gibt,uns zu überzeugen, ob die Zahl 800 nicht über- 
schritten worden ist. | 

ir verlangen und wünschen,daß sie Sorge 
trägt,daß der Umbau der Aasernen umgehend in An- 
riff genoumen und !ohnraum geschaffen wird. Ich 
abe nich in der Öffentlichkeit bemüht ‚oh jektiv 
das Für und liider der Angelegenheit von \enf abzu- 
wägen und muß annehmen, daß wir das einigermaßen 
ge lungen ist. Jedenfalls hat die hohe Kritik dieses 
ohen Hauses nichts wesentliches daran auszusetzen 
gehabt. Herr Reinhard hat zwar einiges aus dem Zu- 
sanmenhang herausgerissen, was ich über das beiu 
Völkerbundsrat Erreichtc a habe. Er ver- 
gaß dabei,daß ich auch gesagt habe,dab die Megie- 
rungskounission unter unserer Kontrolle steht,daß, 
wenn nicht älles so vor sich geht,wie in Genf be- 
schlossen wurde, wir uns beschweren können, und ich 
glaube, es wird in kurzer Zeit nötig sein. 
Es wurde dann von Herrn Dr.Sender erwähnt, 
ich hätte Herm Briand schlecht beurteilt. Ich 
muß feststellen,daß ich wich auch d& bemüht habe, 
objektiv zu sein. Ich habe ausgeführt, ‚daß Briand 
mitunter wenschlich schöne Töne findet und daß man 
versucht ist, diese Töne für echt zu halten. Nach 
seinen letzten Ausführungen in Genf bin ich etwas 
skeptisch geworden und ich habe mir die Frage vor- 
gelegt,ob wirklich alles echt ist. Ob nicht der 
wortgewandte Pariser Advokat stärker ist,äls der 
Mensch, den wir in ihm zu suchen geneigt waren. 
Briand hat z.B. sehr verlangt nach den schutz der 
Autorität_der BOSTSRLE TUNG BOB REDET den Vertre- 
tern der Saarbevölkerung. las 1st zum Mindesten 
ein ©chönheitsfehler seiner na gewesen, 
und wenn Herr Dr.Sender meint,Briand könne nicht 
wie er wolle dann bin ich der «einung: Br hat mehr 
BR; Baer gezwungen wer.ber hätte Sic &s schenken 
Öönnen. 
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Ferner hat Herr Dr.Sender ironisch darauf 
hingewiesen,daß der Nobelpreis an Dr.Stresemann 
ausgezahlt worden sei. Der Nobelpreis wurde auch an 
Briand ausgezahlt,und wenn ich uir alles ansehe ‚was 
im besetzten Gebiet auch unter ihu geschieht, und 
wie bei uns gearbeitet wird, dann ist wohl dıe Fra- 
ge erlaubt,wer den Nobelpreis mehr verdient hat, 

tresemann oder Briänd” 

ienn ich ironisch werden wollte, ee 
ich auch darauf hinweisen,däaß Boncour,ein Fartei- 
freund des Herrn Dr.Sender,dis iwilitarisierung des 
französischen Volkes,einschließlich der wur. und 
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Kinder, betreibt. Das ist viel sehr änzufechten, 
als das,was Stresemann vorgeworfen wird.Und was 

hat Vandervelde Großes für uns in Genf getan” Er 
hat nit einigen leeren "orten bezüglich des Herrn 
Ministers Lambert geweint, er könne sich denken, 
daß in einen Jahre oder in drei l\onaten,vielleicht 
auch schon in einigen \ochen die Besetzung der _ 
Saarregierung geändert werden könnte. Das war alles! 
Und wie hat sic Ber Vandervelde in der Abstin- 
mungsfrage der Gebiete Eupen und „almedy gestellt? 
Jetzt erklärt er, die Abs immung in Eupen und 
Malmedy ist vollzogen und die Webilete sind und 
bleiben beleisch:. Sie sehen,wie sich die ausländi- 
schen Sozialisten einstellen und vergleichen »ie 
dies mit der Einstellung der deutschen Sozialisten. 
Ich will nicht ironisch werden,aber auf eins möch- 
te ich hinweisen :Herr Dr.Sender hat bekannt gemacht, 
daß eine Pressshetze eingetreten wäre gegen le 
Vertreter des Saargebietes und hat eine elgische 
Telegraphen-Agentur angezogen. “eine Herren. ir 
haben keine Beziehungen zu dieser Telegraphen-Agen- 
tur und was sie hier gebracht hat,kann nur basieren 
auf Waterial,das ihr Vandervelde zugetragen hat. 
Sie müssen sich also an eine andere Adresse wenden, 
wenn Sie Beschwerden vorzubringen haben. 

Der Herr Staatskoumissar hat gemeint ‚wir 
sollten auf dıe usa uense zung der megierungskou- 
mission nicht eingehen, da das »ache des Völker- 
bundes sei. las ist et Aber es wird erläubt 
sein,darauf hinzuweisen,daß ein “itglied der Ie- 
re Sion, anbert sin derartig schlechtes 

rteil in Genf erfahren hat, daß wan der weinung 
sein kann, man müsse schon eine eherne Stirm be- 
sitzen,uu noch weiter an diesem Ante zu kleben. 
Ich glaube, säutliche Parteien gehen mit mır einig, 
wenn ich an &errn lünister laubert die Aufforderung 
richte,endlich sein Aut Bukaugeben „de er doch nie- 
mand zuliebe dieses Ant ausübt. Er soll doch die 
Konseouenz daraus ziehen, daß selbst Sriand meint, 
daß lediglich die kurze Kündigungsfrist anime 
sei, was ihn - Briand- abhielte für seinen Abschied 
zu sein. Das ist auch nach cer Preisgabe durch sei- 
nen ‚Landsmann Vandervelde für einen Agenten Frank- 
reichs- als etwas anderes kann er sich nicht mehr 
betrachten-wohl genügend, seine Stellung aufzugeben. 
Es ist nicht Sache des Völkerbundsrates,sondern 
Sache des Herrn Lambert selbst, hier Wandel zu 
schaffen. 

Ich muß noch einuäl auf eine Bewerkung des 

Herrn Dr. Sender zurückkonnen. Wenn Herr Dr.»ender 
gesagt hätte, es geschieht in der Wohnun sfrage 
seitens der Reichsregierung nicht genug,dann ginge 
ich mit ihm einig. “enn er aber sagt,es geschleh 
nichts,dann ist das falsch. Ich überlasse es der 
Beurteilung seiner Partei,die ja auch in kouwnunalen 
Kommissionen und Ausschüssen vertreten ist,ob es 
richtig ist, im Saargebiet an dieser stelle ın 
dieser Frage eine solche Kritik zu üben. Wenn er 
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zum Schluß gesagt hat,er zweifle an der freudigen 
Mitarbeit der Arbeiterschaft bei der Abstimmung, so 
bin ich anderer «elnung. 


(Zuruf des Abg.Dr.Sender: Das ist nicht gesagt 
worden! 

Es liegt vielleicht daran,daß ich selbst aus der 
Arbeiterschaft hervorgegangen bin und weiß,daß es 
Dinge gibt,die auch die Arbeiterschaft, auch die 
sozialdeuokratische ‚zu schätzen weiß,LDinge ‚die sich 
nicht in wark und Pfennig noch In Franken und Cen- 
tines umrechnen lassen. 


(Zuruf des Abg.Lr.Sender: Sie verdrehen meine 


Worte! 
Ich habe das allergrößte Vertrauen zur Wwitarbeit der 
Arbeiterschaft. | 
(Zuruf des Abg. Dr.vender: Sie verdrehen meine 
HOTTE:- / 


Sie können mich dann berichtigen. 


weine Herren! Heute läuft die Frist der Kün- 
digung des Steuerabkommens der Saarregierung und 
der französischen fegierung ab. ch nöchte den Herrn 
Staatskomissar hitten,uns Auskunft darüber zu er- 
teilen,ob die Kündigung dieses Steuerabkommens statt- 
gefunden hat. 

(Zuruf des Staatskomu. Die Kündigung hat statt- 

efunden‘ } 
Wir werden uns dann künftighin nit dem Steuerabkou- 
‘men näher befassen können. 

Es geht heute durch die Fresse die Notiz über 
den Abbau saarländischer Kohle von Lothringer >chäch- 
ten aus. Lech weiß nicht,ob der Herr Staatskounissar 
uns darüber etwas nitteılen kann. \ienn dies nicht 
der Fall ist,dann bitte ich ihn,daß er sich ernäch- 
tigen läßt, uns deunächst etwas zu berichten. Zu 
diesen Vorwürfen,die in den Zeitungen gegenüber der 
1 u erhoben werden,kann sie nicht 
schweigen. Sie kann sich nicht darauf beschränken, 
darauf hinzuweisen, daß Frankreich das Abbaurecht 
an den Saargruben hat. Ich habe dem Herrn Stasatskou- 
nissar von der Anfrage keine „itteilun gemacht und 
erwarte deshalb nicht, daß er jetzt schon dazu Stel- 
lung nehmen wird,ich erwarte seine Stellungnahue 
aber in der nächsten »itzung. 
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Vorsitzender: Der lerr Abgeordnete Ochwelzer hat während 
seinen Ausführungen die hichtigkeit der BR AFINE 
des Herrn Staatskounmlssärs anerkannt,wonach die !rage 
der insammensetzung der hegierungskoguissjon eine 
Angelegenheit des Völkerbundes 1st. Herr Schmelzer 
hat sich dann aber doch mit der u der Zusammen- 
setzung der Negierun skommission befaßt und sich 
dabei insbes“ndere über die Person des wi tgliedes 
Herrn Lambert in einer heise geäußert, die ich aı 
Grınd der Geschäftsordnung als unzulässig und weil 
sie beleidigenden Charakter trägt ‚zurückweisen muß. 


Das 
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Das Wort hat Herr Abgeordneter Kiefer! 


Abg. Kiefer (4): Meine Herren! Die in Saargebiet herr- 
schenden Verhältnisse machen es notwendig,daß wir 
uns hier einual danit beachäl Ligen ‚zumal sie ja 
ernster Natur sind. Der Herr Dr.sender hat vorhin 
schon darauf ._verwiesen und iu Zusauuenhange da- | 
mit auch auf Fragen hingewiesen,die vom deiche ge- 
löst werden wüßten. Ich wache hier darauf aufnerk- 
sam,daß die Vertretungen der Saarbevölkerung, so- 
wohl gewerkschaftlicher wie politischer Art, 
schon seit langen ständig ständig nit den heichs- | 
stellen in Deziehung sind,uu diese Fragen zu be- | 
sprechen und einer guten Lösung entgegenzuführen, 
und da? an diesen Sesprechungen ja auch ständig 
Vertreter der freien ewerkschaften und der sozial- 
deuokratischen Partei teilnahuen, 


(Zuruf des Abg,Dr.Sender: Aber alles abge- 
lehnt worden!) 


sodaß wir im Bilde sein können ,was wir gefordert 
haben und wie das Leich diese Fragen zu lösen ge- 
denkt. Herr Dr.Sender hat es bedauert ,daß die Ar- 
beiterschaft nicht als ee Einheit der 
bürgerlichen Gesellschaft gegenübertreten könne. 
Ich verweise hier darauf,daß es ursprünglich das 
Ziel der Arbeiterschaft gewesen ist,eine einheit- 
liche wirtschaftliche Bewegung zu schaffen,un in 
den wirtschaftlichen und sozialen Dingen,einerlei, 
welcher er sieensr oder religiöser Überzeugung 
sie angehörten ‚auftreten zu können.Aber leider hat 
man parteipolitische ing Drenen über die Nützlich- 
kei tsgründe für die Arbeiterschaft gestellt,und hat 
die Farteipolitik in die Arbeiterbewegung hinein- 
getragen. So ist die Trennung entstanden. Und wie 
schädlich das ist,wenn parteipolitische Dinge in 
rein wirtschaftliche Sal soziäle Fragen hineinge- 
tragen werden,sehen wir heute morgen hier. Es ıst 
ja nicht einwal eine Einigung zwischen ieilen,die ı 
sich links nennen, möglich. Herr heinhard hat für | 
seine Partei es strikte abgelehnt ‚nit der sozial- F 
demokratie in ein Gehäuse sich zu begeben, da er h 
eben parteipolitisch ganz anderer «einung ist und 
andere Ziele erstrebt. So muß wan es Auch ver- 
stehen,daß weiteste deutsche Arbeiterschichten es 
ablehnen,sich in eine BEN APR zu begeben, 
die parteipolitisch beeinflußt wird. Daher ist also 
die Spaltung der Arbeiterbewegung gekoumen. Die 
Spaltung kann es aber nicht verhindem,daß in sach- 
lichen,wirtschaftlichen Fragen,die uns hier im. | 
Saargebiet BERBER Me ja der Deweis erbracht ist, | 
die Gewerkschaften zusaumenarbeiten können. | 

Die Frag die ich heute. besprechen will 
hätten eigentlich eher schon besprochen werden 
müssen,es hätte schon eher Stellung zu ihnen genon- 
men werden müssen. Die wöglichkeit dazu war aber 
nicht geboten,weil die negierungskowuulssion es ı 
unterlassen hat,den Landesrat für das erste Viertel ! 
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dieses Jahres,wie es ihre Pflicht gewesen wäre, 
eher einzuberufen. Besonders ernster Natur sind 

a die wirtschaftlich-sozialen Verhältnisse. sie 
Beben zu der allergrößten Besorgnis Anlaß. Der 
Srößte leil der Arbeiterschaft des Saargebietes 
mußte vor kurzem schon einen lohnabbau hinnehxen. 
Die Bergleute ‚und die Arbeiter der Schwerindustrie 
bekamen schon ab 16..ärz den Lohn BERUION. heite- 
re SUFFUnEen folgen. Die wirtschaftliche lage die- 
ser “enschen,die schon vor dem Lohnabbau keine 
rosige war,ist eine sehr gedrückte geworden. Ihnen 
nun alle möglichen Erleic ve rungen zu schaffen, 
ist Pflicht und Aufgabe aller Verantwortlichen. 
"orauf es ganz besonders ankomut,werde ich nachher 
noch ganz kurz darlegen. 


| Weine Herren! In der Vergangenheit folgte 
die Lohnbildung nie der FEUREIDERS SEIEN LINE, Die 
Spannung zwischen Lohn-und Teuerungsentwic Zune 
wurde iumer größer zu Ungunsten der Arbeiterschaft. 
Nachden die Freise im Saargebiet sich etwas zu 
senken begännen,da durfte die Arbeiterschaft mit 
gutem “echt erwarten,daß Cie Teuerungslinie sich 
erst unter die Lohnlinie bewegen müsse ‚ehe der 
Lohn abgebaut würde ,‚dauit sie Lohn olitisch wie- 
der etwas zu luft gekoumen wäre. Äber nein,das, 
Mißverhältnis ‚das sich hier herausbildete, bleibt 
weiter bestehen,wie der schon durchgeführte Lohn- 
abbau im Bergbau,in der >chwerindustrie,der ange- 
kündigte Iohnabbau für die Staatsarbeiter und der 
uehaltsabbau für die Ängestellten und 2eanten klar 
beweist. "ir sind nun der «weinung,daß bei gutem 
"illen die maßgebenden Instanzen einen Lohnabbau 
hätten vermeiden können, und sind weiter der Meil- 
nung,daß es nicht die besondere Pflicht der Fe- 
jierungskomnission ist,nun mit Eile der Bergwerks- 
irektion und der Industrie nachzuahmen. Gewiß, 
wir verkennen nicht die Schwierigkeiten,unter 
denen gerade die saarländische Wirtschaft leidet. 
er vor ihnen die schließt, treibt Vogelstrauf- 
politik. Aber die wethode,die breite Volksschicht 
so ziemlich alles tragen zu lassen,kann man doch 
nicht billigen. In Zeiten des besonders schlechten 
Standes der französischen !iährung hatte nan keine 
große Eile,die Arbeiter,Angestellten-und Beanten- 
schaft,obschon die {euerungsverhältnisse sich, 
schnell nach oben entwickeln,entsprechend in ihren 
Dezügen aufzubessern,in der Zeit älso,wo die Ge- 
winne keine geringen gewesen sein werden. leider 
ist es nun der Vertretung des Saarvolkes nicht 
möglich,so einzugreifen,wie das anderen Volksver- 
tretungen möglich ist. Sie kann in das Geschäfts- 
ebaren der »aargruben nicht hineinreden, wie das 
rüher die preußische ea beı den 
DSaargruben Eunte. Sie kann auch nicht die Ge- 
setze wachen, die notwendig sind zur notwendigen 
Schlichtung von Streitigkeiten,die sich aus den 
Lohn-und Arbeitsverhältnissen ergeben,wodurch es 
beispielsweise nöglich gewesen wäre,den Spruch 
des Schlichtungsausschusses in der Gesantindustrie 
für verbindlich zu erklären. Sie kann auch nicht 
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nicht bestimmen,daß das Interesse der Bevölkerung 
des Mnargsoigtes über das von Foincare betonte In- 
teresse des französischen Schatzantes an den Saar- 
gruben,gestellt wird. Sowit liegt doch,weine Herren, 
an dem Zustande,den der Versailler Vertrag gegen 
unseren \illen schuf,die Hauptschuld an den heuti- 
gen beklagenswerten Verhältnissen. Es liegt leider 
nun nicht in unserer wacht,von hier aus zu bestin- 
men,welche Preis-und Gewinnpolitik die Saargruben 
treiben sollen. Aber das müssen wir döch betonen, 
daß Frankreich durch die Übernahme der Gruben die 
Verpflichtung zugefallen ist,die wirtschaftliche 
lage der Belegschaft der Saargruben und der übrigen 
Bevölkerung des Saargebietes nicht verkümnern zu 
lassen. Eine den gegebenen Verhältnissen gerecht 
werdende Kohlenpreisbildung,die einer weitsichtigen 
Absatzpolitik diente,wäre möglich,ohne den Bergleu- 
ten die Kosten in diesem Ausmaße aufzubürden. hir 
freuen uns, daß es den Urganisationen der bergleute 
gePrück! ist,den Lohnabbau in dem ursprünglich und 
schon durch Änschlag ae ee Ausmaße ab 16. 
\ärz erheblich zu mildern und so eine Zahmlegung des 
anzen lirtschaftslebens des Saargebietes zu verhüten. 
'er weiß, wie sehr gerade die Berglaute,die so schwer 
und gefährlich arbeiten,im Dienste des Volkes unter 
der wirtschaftlichen Lage leiden,wird Verständnis 
haben für die tiefgehende „rre gung ‚die der Lohnabbau 
auslöste. Dar sich die Dergleute trotzdem von der 
nüchternen Überlegung und nicht von den empörten 
Lkefühlen leiten ließen und die Arbeit fortsetzten, 
wuß ihnen jeder vernünftig Denkende hoch anrechnen. 


Meine Herren! Das hier auszusprechen, betrach- 
ten wir als unsere Pflicht,weil wir dies verantwor- 
tungsbewußte Handeln,das den PERRISNAER gewiß nicht 
leicht war,sie aber umsomehr ehrt,nur begrüfen können. 
Denn der ganzen Bevölkerung ist dadurch schwerste 
Schädigung erspart geblieben. Leider ist den Bergleu- 
ten weiterer »chaden erwachsen. Am 28.lärz mußten. 
sie feiern,also zum Lohnabbau noch eine volle Schicht 
verlieren. las trifft diese wenschen schwer. Es muß 
daher alles geschehen, dauit weitere_Feierschichten 
nicht mehr eingelegt werden. Diese Pflicht obliegt 
insbesondere der Handelsabteilung der Saargruben. 
Kenner der Verhältnisse wissen,daß durch die betrie- 
bene Konjunkturpolitik den Absatzschwierigkeiten der 
Saargruben der heg bereitet worden ist. 

Neben den Bergleuten sind schwer vom Lohnab- 
bau betroffen die Arbeiter der Hütten-,\etall-,Keran-, 
und Glasindustrie und sonstiger Industriezweige. 

eine Herren! Wir bedauern sehr,daß_ in der 
Schwerindustrie nicht einmal der pen des Schlich- 
tungsausschusses in Geltung trat. Die dabei zu Tage 

etretenen Umstände zeigen uns, daß nanches faul ım 
Staate Dänemark zu sein scheint. Die Bevölkerung des 
Saargebietes ist tatsächlich auf dem besten liege,sich 
gehörig auseinanderzumanövrieren. Das dürfte daran 
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liegen, daß zu wenig mit offenen Karten gespielt 
wird. Die Frage der Zollstundungen hat viel böses 
Blut erregt. Den Arbeitnehuern wurden immer wieder 
Schwierigkeiten vor Augen gestellt,die keine besse- 
rung am Lohne für sie zuließen. Es scheint, daß 

bei allen diesen eg re Fragen,die das gesaute 
Volk angehen,nicht nit der notwendigen Offenheit 
verhandelt wurde. So sehen wir überall Misstrauen 
und Verbittrung in der Arbeiterschaft. Auch heftige 
Anklagen gegen die deutschen Unternehner werden 
laut und die ganze lohnabbaubewegung verseucht die 
Stinmung- Die Arbeiter sagen ,wir führen geschlos- 
sen seit Jahren den Abwehrkanpf gegen die politi- 
schen Absichten Frankreichs. Aber auf wirtschaft- 
lichem Sebiete treten uns deutsche und ausländi- 
sche Unternehuer geschlossen gegenüber und sind 
sich einig in der Verschlechterung unserer lage. 


meine Herren! Aus dieser Atmosphäre 
müssen wir doch heraus: Die Bevölkerung des Saar- 
gebietes uuß das sichere Gefühl bekommen,daß aber 
auch alles geschieht,ihre wirtschaftliche Existenz 
sicherzustellen. Unterschätzen wir nicht die poli- 
tischen Folgen,die aus der er A 
sich entwickeln können. Soll die politische Zer- 
rissenheit denn nun !atsache werden,die der franzö- 
sischen fropaganda auch in der schlimnsten Zeit 
des Saargebietes nicht geglückt ist ? Jeder Leutsche, 
der hier an verantwortlicher »telle steht, wag es 
im Wirtschaftsleben oder sonstwo sein,der etwazu 
vermelden hat,trägt da eine ganz besondere Verant- 
wortung. , | 
Meine Herren! Die Sorge um die zukünftige 
Entwicklung gebietet es, hier die ernste «ahnung 
auszusprechen, daß wan die Arbeitnehwerschaft in der 
hnfrage doch so berücksichtigen soll,daß eine 
Bere heinigung der Atxosphäre und die Herbei- 
ührung eines besseren re Verhältnisses 
möglich ist. Die ganze lage zeigt uns auch die 
dringende Notwendigkeit,daß die verantwortlichen 
Stellen in Berlin endlich den von und schon so oft 
matten Saarausschuß bilden,damit derartige 
nzuträglichkeiten,unter denen wır tatsächlich lei- 
den,in der Zukunft vernieden bleiben. 
Zum Bergbau und der Industrie gesellt sich 
auch _die negierungskomuission. Sie hat beschlossen, 
die Löhne und Gehälter der ihr unterstellten Arbei- 
ter,Angestellten und Beamten abzubauen. Sie macht 
sich auch mitschuldig an der Veraruung der Bevölke- 
rung des Saargebietes. | 


Meine Herren,das bedeutet doch in iahrheit: 


Der Lohn- und Gehaltsabbau. Bringt man die leuerung 
und die Einkonwen der breiten Volkswasse vol ZWEel- 
ten Halbjahr 1923 und von heute niteinander in 'er- 
gleich,dänn findet _uwan das zur Genüge bestätigt. Um 
mehrere \illionen Franken wird insgesaut durch den 
jekatzen Lohn-und Vehaltsabbau das Einkommen monat- 
ich gekürzt. Nicht nur die direkt Betroffenen sind 
Bemaıe!. sondern auch fandel,Handwerk und Jand- 
wirtschaft,der gesamte Nittelstand. 
Somit fühlen wir uns verpflichtet,die he- 
gierungskomnission zu ersuchen,daß sıe PORN IRNT 
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den Lohn- und Gehaltsabbau unterläßt,oder min- 
destens solange hinausschiebt, bis eıne fühlbare 
asseTung der Teuerungsverhältnisse eingetreten 
ist. 

Angesichts der wirtschaftlichen gedrückten 
Lage der breiten Bevölkerungsschichten des vaar- 
gebietes müssen wir „it allem Nachdruck alle nur 
möglichen Erleichterungen verlangen. Zuerst denken 
wir an’s 

Steuerwesen. 


Schon oft forderten wir schriftlich und mündlich 

eine lesautreform des Steuerwesens und dessen sozi- 
alere Ausgestaltung. Bis heute blieb die Forderung 
unerfüllt. Besonders dringlich ist die baldige ' - 


heform der Einkommensteuer zu.äl der 
n und Mehaltssteuer. 

Worauf es ankomut,haben wir in den beiden letzten 
Plenarsitzungen klar ausgesprochen und ist es er- 
neut in einer Biagene BUT, rückt,die die christ- 
lichen Gewerkschaften am 18.3.ds.“s. der hegie- 
rungskommission zustellten. Heute hat der Herr. 
Stastskommissar erklärt,daß dem Landesrat in die- 
sen lagen ein Entwurf zugehen soll. fir hoffen, 
Herr Staatskonnissar,daß dieser Entwurf die Forde- 
rungen verwirklicht, die hier im Hause und von 
den Gewerkschaften gestellt wurden. Wenn das ver- 
wirklicht wird,dann zeigt der Entwurf einen Soz1- 
alen Einschlag. 


= Hierbei will ich noch einige besondere 
“ünsche der hegierungskoumission vortragen. Sehr 
schwer hahen die Leute zu kämpfen, besonders dıe 
Iohn-und Gehaltseupfänger,cie den \ut aufbrachten, 
sich ein Haus zu bäuen. Ziemlich hohe Zins-und 
Amortisations-Beträge müssen dieselben JAneLeN 
aufbringen,vielfach auf Kosten von Ernährung und 
Gesundheit. Hier muß die negjerun skomnission Er- 
leichterungen schaffen. Die Schuldenzinsen können 
ja laut laut Verordnung vom Einkommen in Abzug 
ebracht werden. Nun ist der Saar-Knappschafts- 
erein Nassendarlehnsgeber. Die Nachweisungen über 
geleistete Zinsen für rickliegende Jahre konnten 
erst in den letzten NWonaten ausgefertigt werden. 
Die Finanzämter aber erkennen sie nunmehr für das 
Jahr 1926 an. Obschon die Steuer für rückliegende 
Jahre erhoben wird, werden die geleisteten Zinsbe- 
träge für dieselben Jahre nicht a re Außer 
dem sucht man die Zinssumme durch Anrechnung eıner 
Taerrachen, j2 nur fiktiven NMietsumme illusorisch 
zu machen. Hier muß die hegierungskoumission e1n- 
greifen und eine Verfügung erlassen,wonaäch die An- 
rechnung geleisteter Zinssunnen auch für rücklie- 
ende Jahre möglich ist und die Anrechnung des fik- 
jiven letwertes unterbleibt. Weiter ist notwendig, 
daß durch eine Verfügung bestimmt wird,daß die 
ana? Sliohen nentenbezüge auch für 1926 und 
die folgenden Jahre steuerfrei bleiben. Für die i 
ahre 
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Jahre 1923 bis 1925 war das verfügt werden,während 
man fir 1926 die Pensionen besteuert.Die Fensions- 
bezieher mrfen ihre sowieso schon kargen henten 
nicht noch gekürzt erhalten. 

Notwendig ist auch die geforderte 


Ermäßigung oder Beseitigung der Uusatzsteuer, 


Sowie eine Berücksichtigung der Forderung der Hand- 
werker und sonstigen Betroffenen nach 


Neuregelung der Gewerbesteuer. 
Besonders dringlich ist aber eine 


Kevidierung der Veranlagungsgrundlage 
zur Grundsteuer. 


Unsere Landwirtschaft,die sehr mıt allerlei Schwie- 
rigkeiten zu känpfen hat, muß entlastet werden.Die 
Grundsteuer ist entschieden zu hoch. Sie erschwert 
auch noch der Landwirtschaft. den schweren Konkur- 
renzkampf,den sie nit der Landwirtschaft der be- 
nachbarten Gebiete führen muß,sodaß es Pflicht der 
hegierungskömmission ist,alle möglichen Erleichte- 
rungen zu schaffen. 


Zum wiederholten ale wüssen wir fordern, 


die täglichen beider der KRegierungskommission 


Handel und Gewerbe zugänglich gemacht werden. Es 
geht nicht länger an,daß einze ne bevorzugte Kör- 

erschaften und ausländische Sankinstitute dıe 

utznießer bleiben. Eine mäßıge Zinsbildung für 
die Gelder muß den Anfang einer Gesundung cer 
Zinsgebarung werden. Was heute an Bankzinsen ver- 
langt wird, igt nicht mehr’ länger zu rechtfertigen. 
Die Höhe der Bankzinsen verschuldet eine Verteue- 
rung der Lebenshaltung und souıt eıne Erschwerung 
der "irtschaftslage der Bevölkerung, 


daß 


(Zuruf: Sehr richtig !) 


und tragen dazu bei,die Atmosphäre noch mehr zu 
vergiften. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Man kann nicht bei jeder Gelegenheit allein 
Industrie und Bergbau‘als milchgebende Kuh hin- 
stellen und andere verstecken sich dahinter und 
machen Geschäfte. So muß auf eine Zinsbildung hin- 
Benszet werden ,die auch Handel und \ewerbe leben 
aßt. 


(Zurufe: Sehr gut !) 


Meine Herren,mit guten Beispiel müssen die Kreis- 
sparkassen vorangehen. n; 
je 
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Die Zinsen, die sie heute verlangen,sind entschie- 
den zu hoch. Es muß auch hier eine Ermäßigung des 

ALusgataes vorgenoumen werden, um auf diese «eise 

die Kaufkraft der breiten Bevölkerung zu steigern. 
Hierbei müssen stastliche und kowuunale Instanzen 

ein gutes Vorbild geben. Die hegierungskomnission 
mußR weiter durch eine gesunde 


Anleihepolitik 


Geld in’s Gebiet schaffen und so eine steuerliche 
Entlastung bringen. Wir verweisen da auf eine Ein- 
gabe,die wir vor kurzen der kKegierungskomuission 
zugehen ließen, Die Ausgaben für Straßenbau usw. 
müssen auf viele Jahre verteilt werden. Dann kann 
eine steuerliche Entlastung erzielt werden und kön- 
er such neue Arbeitsmöglichkeiten geschaffen wer- 
en. 
leiter verweisen wir auf die kingabe an 


. die negierung betr. 


Sozialpolitische Gesetzgebung. 


Dringend notwendig ist es, daß die hegierungskon- 
mission,da beispielsweise in der 


Erwerbslosenversicherung 


einen dem Heichsgesetz a Entwurf deu lan- 
desrat vorlegt und versucht, bei gleicher Gesetz- 
bildung eine Interessengeweinschaft mit dam heich 
einzugehen,damit nicht die Eu Ina Fun hier eine 
allzugroße wird. Die Zahl der Arbeitslosen wächst 
und darum mus alles geschehen,un ihre Existenz zu 
sichern. -€T Frage der produktiven Erwerbslosen- 
fürsorge muß nit erhöhtem Interesse begegnet werden. 
Insgesaut ist zum sozialpolitischen Probleu zu 
sagen, daß die imwer wieder hier gestellten Anträ- 
ge einen Angleich an die Gesetzbildung im Heich 
verlangen. Nur so ist auch eine 2esserung der la- 
ge der nentenempfänger zu erreichen. la ıst es uns 
völlig unverständlich,warun die Würzburger Verhand- 
lungen,die im Oktober gepflogen wurden ım Daarse- 
biet zu keinem praktischen Ergebnis geführt haben. 


(Zurufe: Sehr gut !) 


Das Reich ist bereit, bestimmte lasten zu_tragen,. 
Ich verweise noch auf die Hilfe,die das Keich den 
aargebiet arbeiten und 

außerhalb wohnen und die Zuschüsse,die den Knapp- 
schaftsrentnern gewährt werden. ir glauben ‚das 
Reich wird es nicht ablehnen,wenn dıe hegierungs- 
kommission sich nit einen Anleihevertrag um Bau- 
elder dahin wendet, die Wittel zu geben. arum 

je hegelung der wichtigen PARRDUFGS? Verhandlungen 
hier so weit hinausgeschoben wird,dürfte wiederum 
daran liegen,daß die \iderstände von fransgalscher 
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Seite kommen. Die lage der Alt-Unfall-Rentner ist 
eine Beregenn SE NTOIRESTERT Se und gerade ihnen 
brächten die Würzburger Abwächungen Hilfe. Die 
hegierung muß nun zusehen,daß das Würzburger Ab- 
kommen hier zur lat wird. Wir müssen das jetzt mit 
aller Entschiedenheit verlangen. weine Herren,um 
zum ©chluß zu komm'n. 

Ich gab Ihnen so einen kleinen Ausschnitt 
der lage der breiten Volksschichten. Die wirt- 
schaftlichen und sozialen Zustände im Saargebiet 
sind wirklich ernster Natur,daß alles gesche- 
hen muß,eine weitere Veraärmung des Saarvolkes zu 
vermeiden. ba man nun dem Saarvolk das hecht nahn, 
seine Verhältnisse selbst zu Be etul ben uunesn wir 
von der hegierung verlangen,alles ae zur 
Besserung Zu_ tun. Wir geben hier nur lüttel und 
lege an zur Besserung der lage,sie anzuwenden oder 
zu gehen,ist die Pflicht der hegierungskomuission, 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


die sich hier nicht immer für französische Inte- 
ressen einsetzen därf,sondern sich endlich dazu 
hergeben muß,Treuhänder der »aarbevölkerung zu 
sein. 

Und_nicht nur die hegierungskonmission 
hat da die Pflicht,auf die lage des Volkes die, 
notwendige Rücksicht zu nehmen,sondern auch ‚meine 
Herren, alle die Volkskreise,die in Industrie ‚Handel 
und Gewerbe etwas zu sagen haben. Die notwendige 
Rücksicht mıß genommen werden, bei der Bewessung 
des Einkommens und bei Bildung der Preiscs. l\ienn 
unser Volk dann das sichere Gefühl_hat, daß alle 
Volkskreise nach ihrem Können zur Erleichterung 
der Lage beitragen,dann wird auch wiederum eine 
andere Atmosphäre wie in der letzten Zeit geschaf- 
fen, und kommen wir aus dem Zustande des gegensel- 
tigen Mißtrauens,das uns nur schadet,wieder heraus! 
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(Bravorufe des Zentruns !) 
Vorsitzender: Das liort hat Herr Staatskoumissar Dr.Heiu. 


Staatskommissar Dr.Heim: Meine Herren! Zu den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Kiefer über die Würzburger 
Verhandlungen, bin ich von Herrn Minister Koßmann 
beauftragt, Ihnen mitzuteilen,daß er in der nächsten 
toche im Sozialausschuß der Ärbeitskaumer durch den 
Direktor der Sozialversicherung über den >tand der 
Angelegenheit Bericht erstatten läßt. Eine Erörte- 
rung in der breiten Öffentlichkeit ist vor dem 
Abschluß der Verhandlungen nicht nöglich. 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Brettar! 


Abg. Drettar (SP). Meine Herren! Seit wir uns zum letzten 
\ale hier im Plenum versaumelt hatten,haben sich 
im Kirtschäftsleben Vorgangs abgespielt,die wir 
nunmehr nicht unbesprochen lassen können. Der lan- 
desrat,so entrechtet er an sich ist,hat es bisher 
als seine Hauptaufgabe betrachtet,das MEERE RER 
er 
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der Saarbevölkerung zu sein. ir Sozialdeuokraten 
betrachten es als eine unserer vornehasten und 
Hauptaufgaben,neben den politischen Fragen des 
Sprächrohrs der wirtschaftlich schwächeren Bevöl- 
kerung zu sein. Des Öfteren haben wir uns hier im 
Plenum geweinsam für die WORESd IE Bevölkerung 
eingesetzt,und all_unseren Einfluß auf die hegie- 
rungskommission geltend gemacht ‚ihre Arbeiter, An- 
gestellten und Beamten so zu besolden,damit sıe 
wenigstens als ge ee eb: leben kön- 
nen.«enn nun seit einiger Zeit,selt der Desserun 

des Franken hier auf diesen Gebiet etwas uehr Kuhe 
eingetreten ist,so darf nicht etwa die Meinung Flatz 
greifen,als ob nun die lage dieser von mir Angeführ- 
ten derart sei, dai sie vollständig wunschlos und 
sorgenlos in’s Leben hineinschauen könnten. las 
trifft nicht zu,nein,bei weiten nicht. Noch vor kur- 
zer seit haben die Gewerkschaften der Staatsarbeiter 
und Deamten an die hegierungskomnission Forderungen 
gerichtet auf Gehalts-und Lohnverbesserungen. »tatt 
De seen nun droht der Arbeiterschat! und auch der 

eamtenschaft ein lohn-und Gehaltsabbau,der aber 
auch keineswegs ee RE ist,und deshalb auch 
eine ungeheuere Erbitterung innerhalb dieser Kreise 
der Arbeiter wie der Beamten Platz gegriffen hat. 
Den Vorweg haben natürlich die Privatindustrie und 
die Bergwerksverwaltung gemacht. Solange der fran- 
zösische Franken sich rapid verschlechterte und die 
Preise der Hauptlebensuittel und der täglichen Be- 
darfsartikel nur so in die Höhe schnellten,da haben 
die Urganisationen um Lohn-und Gehaltsaufbesserungen 
dere ai A a ee von ihnen sogar sehr 
BEE und energisch kämpfen müssen,um einige 
Centimes Aufbesserungzu erhalen.Nun aber,als_ der 
Franken sich etwas gefestigt hat und ein !eil der 
lebensmittel etwas im Preise zurückgegangen ist,da 
ist man schnell bei der Hand,um eine meduzierung des 
Einkommens der Belegschaft einfach aufzuzwingen. 
Hiergegen müssen wir mit aller Entschiedenheit front 
machen. Weine Herren! Wenn ich nun als Arbeiter und 
Treier sewgrkschäftler vorhin behauptete, daß der 
Abbau der Gehälter und ganz besonders der Löhne nicht 
gerechtfertigt sei,so wird es nun meine Aufgabe sein 
müssen,Ihnen in aller Kürze an Hand einiger Zahlen 
und Beispiele den Nachweis hierfür zu erbringen. Zu- 
erst in dieser Beziehung die Frage: | 

laren denn die Löhne BRPERUBBE der Lebens- 

AR Tune derart hoch,daß die Arbeiterschaft einen 
Iohnabbau ertragen kann? Nein ‚und abermals nein! 
Hierfür nur kurz folgende Beispiele: 


Bei der Ochwerindustrie besrugen die Januar- 
löhne d.h. das Bruttoeinkoumen,bei 2,56 % der Gesamt- 
belegschaft 50 bis 300 Franken. lauit sind natürlich 
ee Arbeiter und Arbeiterinnen gemeint. Bei 
a} Re das Einkommen 350 bis 600 Franken monät- 
% 650 bis 900 Franken. Bei 48,22 % der 
Gesautbelegschaft betrug in derselben Zeit das Kin- 
kommen monatlich 950 bis 1200 Franken. Bei 25,27 % das 
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Meine Herren! Es wird Ihnen verständlich sein,daß 
bei den letzten natürlich die Löhne gemeint sind 
der. besonderen Arbeitergruppen,wie in der Schwer- 
industrie die Walzenarbeiter usw. Unberücksichtigt 
gürfen wir dabei nicht lassen,daß ein solches Ein- 
kommen nur möglich war,durch leistungen von ganz 
horrenden Überstunden,was wir natürlich hier von 
dieser Stelle aus als verwerflich bezeichnen müssen. 
Venn wir nun bedenken,meine Herren, daß hiervon, 
besonders bei den höheren Iohn TAppes ein Abzug 
an »teuern und sonstigen sozialen Aassenbeiträgen 
von mehr als 10V Franken in Frage komut,so wird es 
Ihnen begreiflich sein,daß nur noch Finkormen übrig 
bleihben,die sicherlich nicht als zu hoch bezeichnet 
werden können. Dies sind nun die höchsten Löhne in 
der Arbeiterschaft. Viel niedriger sind die Löhne 
bei der we en und bei den Staatsbediensteten. 
Das Durchschnittseinkowumen bei der Eisenbahn z.B 
liegt um 900 Franken monatlich. Dabei muß ich aber 
nz besonders erwähnen,daß ein sehr großer leil 
er unteren lohngruppen kaum über 600 Franken monat- 
re viele von ihnen rer monatliches Ein- 
kommen haben. Diese wenigen Zahlen,ueine Herren,ua 
ganz besonders auf die Bergverwaltung zu sprechen 
zu kommen,dürften ihnen doch den Beweis liefern,daß 
unter keinen Umständen wir als Volksvertreter hıer 
Eugene2 und gutheißen könnengdaß die FPrivatindustrie 
und die Bergverwaltung, und letzten Endes auch die 
Regierungskommission zu einem Lohnabbau schreiten. 
Gerade die Bergarbeiter,die unter solch schweren 
wirtschaftlichen Nöten leiden,die ihren_schweren 
eruf ausüben,wo gerade in den letzten lagen noch 
an mehreren Stellen ungsheuere Grubenkatastrophen 
BEREIT Son sind,das müßte erneut dem Arbeitgeber 
doch einleuchten,daß er in jeder Beziehung den Ar- 
beiter so entlohnt,wie er wirklich durch seiner 
Kräfte Fleiß ihm sein Oper bringt. Ich sage Ihnen 
nochmals,diese wenigen Zahlen dürften Ihnen beweisen, 
daß, wenn ein lLohnabbau hier Platz greift und durch- 
eführt werden wird, der Arbeiter auf den Muin ge- 
racht und zur Verzweiflung getrieben wird. Wir ver- 
kennen durchaus nicht, daß die wirtschaftliche lage 
auch für die Industrie und den Arbeitgeber nicht ge- 
rade als zu Er Bee werden könnte.Äber,was 
wir Scharf zurückweisen müssen,meine Herren, das ist, 
daß der Arbeitgeber alle Lasten restlos auf seine Ar- 
beitnehuer abwälzt und nichts,aber auch garnichts, 
an seinem Gewinn einbüßen will. | | 
Etwas mehr Herz für eure Produktionsmaschinen! 
Denn, als solche behandelt der Unterneh r seine Ar- 
beiter. 'enn auch ein leil der Arbeiterschaft-und das 
ist der geringere-in Anbetracht der Mesautlage von 
einem scharfen Aampfe vorläufig Abstand genommen hat, 
so darf man in Unternehnerkreisen nicht etwa anneh- 
men,daß damit das letzte Wort gesprochen sei. Das 
Licht steht unter dem >cheffel. Ich warne vor einer 
Überspannung. Nun glaubt auch unsere hegierungskon- 
mission wit in den heigen treten zu müssen,dieselbe 
Regierung,von der ich im November vergangenenJähres 
von 
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von hier aus verlangt habe,dal sie all ihren Ein- 
fluß dahin geltend machen solle,eine Preisreduzie- 
rung Platz greifen zu lassen,und die sıch nicht 
daran gehalten hat. Sie diktiert nun ihren Beamten 
und Angestellten nach dem Vorbild ihrer schritt-. 
macher einen Gehaltsabbau von 8,7 % und den Arbei- 
tern sogar einen solchen von 9 %. Eine solche „aß- 
nahme einer hegierung,die das llohl der Bevölkerung 
im Auge haben Soll , ist geradezu unerhört. Nicht nur, 
daß sie nichts gegen einen lohnabbau in der Privat- 
industrie,der bereits durchgeführt ist,etwa unter- 
noumen oder von ihren sonst so guten Einvernehmen 
mit der BEIGESTIE LIURE ebrauch gemacht hätte ,geht 
sie palbet azu über,ihre Belegschaft der Not preis- 
zugeben. 

Die Gütertarifermäßigung,die bei der Eisen- 
bahn Platz gegriffen hat,die Zollstundungen usw. ‚die 
nur ein Meschenk an den Unte mehz r darstellen-oder 
können wir vielleicht behaupten,daß wir schon etwa 
von einer führbaren Preissenkung verspürt haben 
desgl. die fortschreitende hationalisierung in den 
Staats-und Privatbetrieben,alles das geschieht_nur 
auf Kosten der Arbeiterschaft,genau wie jeder Pri- 
vatunternehmer,versucht die Negierungskommission 
alle lasten auf die >chultern ge wirtschaftlich 
Schwächsten abzuwälzen. »ie scheint sich also sehr 

t des Sprichwortes zu erinnern:„Je ärmer,desto 
reuer." Wan täusche sich jedoch nicht. ir ver- 
langen von der hegierungskoumlssion, daß sie mit 
dem Abbau der Löhne und der Gehälter zurückhält, und 
daß sie alles versucht ‚daß im Dergbau und in der 
Privatindustrie erträgliche Verhältnisse geschaffen 
werden. Denn diese «aßnahmen können nicht im Inte- 
resse des gesauten hirtschaftslebens liegen. Wit 
Arbeiterentlassungen und Lohnabbau läßt sich nur 
das kegenteil erreichen. | 
ER Nun,meine Herren, noch kurz zur soziäal- 
politischen lage. Ende Oktober 1926 haben unsereu 
steten Drängen entsprechend die Vertreter der _ 
Keichs-und ve en er Vertreter der ein- 
zelnen Versicherungsanstalten sich in Würzburg zu- 
sammengefunden und dort Abmachungen getroffen, die 
bereits in Berlin und auch für die Knappsghaftsver- 
waltung in Faris anerkannt sind. Nur die vaarre- 
getan scheint noch reichlich Zeit zu haber und 
ie Not der Nentenenpfänger nicht zu kennen. Überall 
sind die Versicherungsanstalten bemüht,ihren Arbeits- 
veteranen das zu lag was sie einigermaßen zum 
“eben brauchen. Aber alles stockt und wartet auf 
die Anerkennung und Kurchführung der “ürzburger Ab- 
machungen durch die »aarregierung. lausende Inva- 
liden und Hinterbliebene können währenddessen Hunger 
leiden. Unsere sogenannten Ältrentner müssen von 
der dee eig rn mehr als bisher berücksichtigt 
werden. Die letzthin bewilligten Zuschüsse sind auf 
Grund der Zugrundelegung des Umrechnungskurses von 
6 Franken = einer hentenmark zu minimal,sodaß_die 
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Dog weni er als bisher. Das trifft besonders 
auf die fitwen unserer Versicherungsnehner zu, 

die nach den neuen Stufensätzen des reiches nur 
noch die Hälfte statt wie bisher hier im Saarge- 
biet 2/3 der Kente des Versicherten selbst,erhält. 
Bei den Neurentnern liegt es folgendermaßen: 


Im heiche beträgt die hente in der Ab- 
teilung A und B zusammengenommen in der höchsten 
Stufe nach 40 jähriger Dienstzeit 65 bis 80 % 
des Gesamteinkoömmens. Dies trifft im Saargebiet 
hier nur auf die BDeamtenschaft zu. Ein Arbeiter- 
Invalide erhält unter denselben Verhältnissen im 
Saargebiet ca. 32 % des besanteinkonmens. Sie 
sehen an diesem einen Beispiel schon ‚wie _notwen- 
dig und begründet unsere Forderung ist. In der 
Unfallversicherung sieht es noch schlimner aus. 
Auch dort tut eine wesentliche Aufbesserung 
dringenc not. | 

Auch muß die 


Erwerbslosen-Unterstützung 


mit der des Neiches Schritt halten. Wenn wir auch 
im Daargebiet heute etwa 4 000 Arbeitslose haben, 
so sind doch einzelne Dezirke und Geueinden sehr 
stark hieran beteiligt und davon betroffen und, 
was das schlimmste ist,4 000 Familien leiden Hunger. 
Um über den derzeitigen Stand der Würzburger Ab- 
mächungen Klarheit zu bekommen,hat mich unsere 
Fraktion beauftragt, folgenden Antrag Ihnen zur 
nnahnme zu unterbreiten,denn wır können uns mit 
dem anrechen des Herrn ilinisters Koßmann das 
uns durch den hegierungskommissar mitgeteilt wird, 
unnöglich zufrieden geben. Es mülte dem saarlän- 
dischen Witglied der Megierungskommission eine be- 
sondere Freude sein, unserem Äntrage nachzukommen. 


der soziäldcmokrätischen Fraktion des landesrätes. 
"Der Landesrat wolle beschließen: 


Das Mitglied der ag el tan pe 
Herr. Koßmann, als leiter der sozialpolitischen 
Abteilung, wird ersucht,dem Plenum des Landesrates 
in einem mündlichen Vortrag Aufklärung zu geben 
über den Stand der Ende Oktober 1926 in Würzburg 
mit der keichsregierung getroffenen Abmachungen. " 


Um nun zum Schluß zu..kommen. Sie werden 
aus meinen Ausführungen die Überzeugung gewonnen 
haben,daß die wirtschaftliche und sozialpolitische 
lage sehr ernst ist. Ich habe nicht übertrieben, 
denn ich bin selbst dazu verurteilt,unter diesen 
Verhältnissen arbeiten und leben zu müssen und habe 
deshalb mehr aus dem Herzen als wit dem Wunde 
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Die sozialdeuokratische Fraktion des Landes- 
rates ich nit aller Schärfe gegen den be- 
reits durchgeführten und noch geplänten Lohn-und 
Gehalts-Abbau und fordert bei dieser Gelegenheit 
von der negivrungskommission des np 
die recht baldige Einführung des larifrechts und 
Schlichtungswesen nach deutscheu \uster,sowie die 
schleunigste Durchführung der Türzburger Ab- 
machungen ;desgleichen eine recht baldıge Steuesr- 
reform zugunsten der wirtschaftlich Schwachen, 
insbesondere die Steuerfreiheit der «wntenbezüge 
aus der Knappschafts-und hentenzuschußkasse. " 


Der hegierung aber rufe ich zu: 


„lue Deine Pflicht,denn Du wirst für alles, was 
zum Schaden der »aarbevölkerung geschieht und 
nicht geschieht,dem Saarvolk und dem Völker- 

bund verantwortlich sein müssen! " 


(Bravo - iufe !) 


Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Keinhard (KP): Meine Herren! Der Herr Abgeordnete, 
Kiefer hat seinen Ausführungen die Frage der Einheit 
der Arbeiterklasse zur Erringung besserer Lohn-und 
rl Panaude ae ga vorausgesetzt. Die Spaltung der 
Arbeiterschaft sei deswegen gekommen ,weil sich die 
Arbeiter politisch organisiert haben. Die jetzige 
Lohnfrage beweist nur zu klar,daß dis Arbeiterklasse 
in ihrer EEFSRUNBENBING: eine politische Ürganisierung 
haben muß,wenn sie in der lage sein will, einheitlich 
und geschlossen den Iohnkanpf,den Kampf für bessere 
Lohn-und Arbeitsbedingungen, führen zu können. Der 
Herr Kiefer bestätigt das selbst,denn er sagt: Es 
kann nicht so weiter gehen,daß gewisse Kreise im 
Daargebiet nur für ihre Interessen arbeiten." Die _ 
Lohnfrage des Saargebietes und die Einheit der Arbei- 
terklasse ist deshalb hier ein treffendes Beispiel, 
auf welche “runöbugen die Arbeiterklasse sich einigen 
nuß, wenn sie nicht vollständig untergehen will. Die 
Arbeiterklasse hat die historische Au get die lacht 
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über kurz oder lang zu übernehmen und die herrschende 
Klasse von jetzt wird weichen müssen. ©chauen »ie 
sich die lo afrage näher an; sie ist die Frage des 
Kampfes der 4apitalisten ERRReLAcnde? na Absatzmärkte 
und dadurch als logische SchlußfolBerung, Kaupf in der 
Unterbistung der liäre. Der englische Dergarbeiterstreik 
ist dafür der beste Beweis. Wenn der Dergarbeiterstreik 
mit einem Sieg für die Arbeiterschäft geendet hätte, 
breugkten wir heute nicht zu reden über Lohn-Abbau. 
Die Absatzmärkte waren vor dem Kriege z.!. noch nicht 
erschlossen und wurden durch die iuperialistischen 
Staaten erobert. Im Kampf um diese Absatzmärkte erstanc 
der Krieg, und der einzelne kapitalistische staat hat 
ETT. Suaende des Krieges wird gine besserung 
ür die Arbeiterklasse bringen. Das \egenteil anne 
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Fall. Überall,trorz mationalisierung, trotz Ver-- 
längerung der Arbeitszeit,\illionenziffern von 
Arbeitslosen. Las ist das große Problem der lohn- 
frage überhaupt ‚und die Arbeiterklasse kann nur 
von dieser Grundlage ausgehen und die lohnfrage 
regeln. Die Kapitalisten der einzelnen Länder 
versuchen neuerdings nit Vertrustung und Kartellen 
die Megensätze zu überbrücken und den Konkurrenz- 
kanpf auszuschalten.Abur was schen wir? fir haben 
den Eisentrust zwischen der deutschen- ‚französi- 
schen- ,Luxeuburgischen- und belgischen Industrie, 
Er dient nur dazu, uu noch riesigere Profite aus 
der Arbeiterklasse hereaseunchihden. ke tritt 
nicht zu,daß sich die Industrie in schwierigen 
Verhältnissen befindet. Einzelne angeschlossene 
Industriestaaten haben ihre Kontingente über- 
schritten und ungeheusre Strafen bezahlt,die da- 
rauf ruhten. Ferner haben die internationalen 
Iruste gezeigt,dai sie nicht dazu dienen, die 
Tirtschaft zu regeln,sondern_daß sie dazu da sind, 
die Preise zu regeln,uu die Preise auf einer schau- 
losen Höhe zu halten und einen Konkurrenzkanpf zu 
unterbinden. Die Entwicklung des Sapitälismus 

kann die Wirtschaftslage nicht endgültig regeln. 
Sie können sich nur weiter ausdehnen, nur welter 
ausbauen aufgrund der Verelendung der Arbeiter- 
klassen. "ir haben den Arbeitern gesagt,wenn der 
englische Bergäarbeiturstreik verloren geht und die 
englischen Bergarbeiter anstatt 7 Stunden - 8 »tun- 
den arbeiten müssen,wird das eine bedeutende Ar- 
beitssteigerung sein. Lie Aapitalisten sind Inter- 
national,wenn es um ihre Interessen geht. Und hier 
waren die Interessen der Arbeiterklassen auf den 
Papier. Da haben die national eingestellten Ge- 
werkschaftsführer in Leutschläand gesagt: „ir wären 
verrückt, wenn wir jetzt auch streikten. Jetzt 
wollen wir gemeinsam „it dem Kapitalismus Über- 
stunden ER en und den englischen Sapitalisten 

je Absatzmärkte nehnen. "ir haben gesagt, das 
egenteil wird der Fall sein. Die Engländer werden 
noch billiger arbeiten und den Konkurrenzkanpf 
aufnehmen. «erden jetzt nicht schon englische, 
Kohlen im Saargebict angeboten? Dieser ewige hett- 
kaupf der fapitalisten untereinander geht nur auf 

sten der Arbeiterklasse und deshalb kann nur 

der Kampf der Arbeiterklasse zum Siege führen. 
Äber,meine Herren soziäldemokratischen Kollegen, 
man kann nicht eine Einigung der Arbeiterklässe 
schaffen auf der “rundlage Ss Klassenkampfes, 
wenn €8 kewerkschaftsführer gibt, die gegen 
die Arbeiterschaft sind. “su kann nicht Auf der 
einen »eite die nationalen Interessen der Aapi- 
talisten unterstützen und auf der anderen »elte 
Arbeitervereinigung. Dieser ewige Wettkampf. der 
Kapitalisten untereinander wird gleichzeitig von 
den kapitalistischen ne nit denselben 
Methoden ausgsfochten. Es kommen hinzu Zollwethoden, 
die Dewaffnung der Nationen,sodaß gleichzeitig 
dieser kampf Bar Kampf um dıe fationalisıerung, 
um Abbau der Löhne die Urganisierung des neuen 
Krieges bedeutet. can Sie als sozialdemokratische 
Gewerkschaftspolitiker das nicht sehen,so ist das 
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unsomehr bedaäuerlich. Im RKahuen dieses Zusaumen- 
hangcs steht die Lohnfrage an der Saar,steht die 
Lohnfrage und Arbeitszeit an der uhr. Der Herr 
Abgeordnete Brettar hat einen Antrag eingebracht, 
der sich in seinem ersten leile gegen einen Abbau 
der Löhne wendet ;damit sind wir einverstanden. In 
seineu letzten leil sagt er: es muß der >chlich- 
tungszwang eingeführt werden. weine Herren, nit 
dlesem Antrag werden Sie die Unterstützung der 
Partei des Herrn Abgeordneten Schwelzer finden. 
"ir bekämpfen diesen Antrag. Die Einführung des 
Schlichtungswesens bedeutet praktisch der Zaub 
des Koalitionsrechtes der Arbeiterklasse. 

Die Vorkämpfer der freien Arbeiterbewegung nahen 
nicht umsonst gekämpft Zür die Trhaltung des Koa- 
litionsrechtes und hier wird verlangt, dieses Koa- 
litionsrecht zu beseitigen. 


Den Beweis, daß die Iohnfrage im Saargebiet 
genau sn politisch ist, wie in anderen Gebieten, 
kann ich in einigen kurzen Zügen bringen. _Im Jahre 
1923, als die französischen und deutschen Imperıa- 
listen im erbitterten Konkurrengkenp! gegeneinan- 
der standen, als Poincare, der Beauftragte der 
französischen Imperialisten, seine Soldaten nach 
der Ruhr sandte um die deutschen Arbeiter zu zwin- 
gen unter Bajonetten, Kohlen zu graben, hat man 
such im Saarfebiet einen lIohnkampf geführt, Damals 
haben die Gewerkschaftsführer eine lohnerhöhung 
abgelehnt; 5 Monate wurde gestreikt, und dıesen 
Streik hat die deutsche RELSTUDg finanziert, 
nieh+ weil sie den Arbeitern hellen wollte, Ssndern 
weil sie den Streik ausnützte im Kampf gen den 
französ. Imperialismus. Aber im Jahre 1924 sperrte 
Herm. Röchling seine Arbeiter aus, verlangte 12 
Stunden Arbeit und Ermäßigung der Löhne. Da komt 
die Regierungskomission mit der Erhöhung der Er- 
ee uunteretutanae um 200 %, weil sie die In- 
teressen des französischen Kapitalismus in dıesen 
Voment gegen die Interessen des deutschen Kapıta- 
listen Röchling wahrnehmen mußte. 


Und nun die logische Konsequenz von locarno, 
von dem Bündnis der deutschen und französischen Im- 
erialisten, von dem Bündnis der deutschen und 
ranzösischen Risenkönige? Jetzt wird der lohn 
sbgebaut+ im Ssargebiet, und ich betone_nech ein- 
mal, abgebaut trotz Riesengewinre der Bergverwal- 
tung und trotz schamloser Gewinne der Industrie 
im vergangenen Jahre. Sie mögen einmal ihre Ak- 
ten öffnen und nachweisen, wo sie Verluste gehabt 
haben. Nenn auf der einen Seite feststeht, das 
über 300 Millionen Goldmark Zellstundungen gege- 
ben wurden, Auch an die französischen Unternehmer, 
die gemeinsam mit den deutschen die Arbeiter an, 
der Maar ausbeuten, und wenn auf der anderen weite 
die Bergwerksverwaltung während des engi2Schen 
Streikes die Kohlen zu fabelhaften Preisen abge- 
setzt hat in Italien, in Fränkreich und überall, 
sodaß diese ungeheure Prefite macht, jetzt, ın 
diesem 
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dıesem Moment komnt man mit Lohnabbau. Da sagt 
Herr Kiefer als Gewerkschaftsführer: "Die Bevät- 
kerung muß den Bergarbeitern dankbar sein, daß 
sie nicht in den Streik getreten sind, und man 
muß den Erfolg begrüßen, daß es den Gewerkschafts- 
führern gelungen ist, einen weniger hohen lohn- 
abbau herbeizuführen." larun sagt das Herr Kie- 
fer heute? Tienn heute FPoincar& an der Saar stän- 
de, dann hätten die Gewerkschaftsführer den Lohn- 
abbau nicht hingenommen, dann hätten sie er ya 
und auch die christlichen Gewerkschaftsführer: 
Es geht ihnen nicht darum, um den Iohn der Ar- 
beiter zu kämpfen, sondern jetzt sind die deut- 
schen und französischen Imperialisten einig an 
der Ssar. Nichts haben die Arbeiter zu verlie- 
ren, mit den jetzigen elenden Löhnen, mit ihren 
Hungerdasein; in Höhlen müssen sie wohnen, unit 
ihren Familien verkümmern sie. Ist das eın Er- 
folg, wenn man einen Lohnabbau nicht unterbindet” 
Die Arbeiter haben nichts zu verlieren. Die Ar- 
beiter haben nur die Hyänen zu verlieren, die dıe 
Arbeiter ausbeuten, die ein Parasitenlehen führen, 
die sich auf den Knochen der Arbeiter ausruhen. 
Wir hätten sehen sollen, wenn die Bergarbeiter, 
die Risenbahner und die Netallarbeiter geschlos- 
sen in den Kampf getreten wären, ob nicht die 
Regierungskouuission, ob nicht die Unternehmer 
aus eineu anderen Loche Ben hätten. Aber 
die politischen Gewalthaber des a 
wohl die Regierung wie die geeinten deutschen 
und französischen Unternehmer, sie kennen ihre 
Leute, die sich in den Besitz der Gewerkschaften 
gesetzt haben, sie wissen, daß sie jetzt nicht 
streiken werden und streiken dürfen, weil Locarno 
besteht, weil das Bündnis besteht. Und wenn ein 
Gewerkschaftsführer zeng hat: wenn wir jetzt 
streiken würden auf den Gruben, würden wır un- 
seren Streik verlieren, weil sich dieser Streik 
gegen die Regierung Foincares richtet, se lieb 
man damit die Katze aus dem Sack. Man darf nicht 
streiken, weil die Lage anders ist wie 1928. | 
"ir als Kommunisten haben die Aufgabe, der Arbei- 
terklasse zu sagen, daß die Lage für die Arbei- 
ter genau so ist wıe 19%3. Heute haben wir hier 
im Saargebiet die geeinten deutschen und fran- 
zösischen Unternehmer, den Arbeitgeberverband 
auf der einen Seite, auf der anderen seite die 
Regierung, die gemeinsam zusammenstehen, .dıe 
nicht den Lahnebbau verhindern, sondern die ge- 
meinsam für den Lohnabbau waren. Die Hegierung 
hat auch nichts getan, um den Lohnahbau zu ver- 
hindern. Wenn auch Herr Brettär glaubt, sie_da-. 
rauf hinweisen zu müssen, daß sie das tun soll, 
kann sie es nient, weil sie ja die Vertreterin 
des Xapitalismus ist. Sie känn nicht gegen die 
Interessen derjenigen kämpfen, die sie in das 
Saargetiet hineingesetzt haben. Und von diesem 
Gesichtspunkte aus wird die Arbeiterklasse ihr 
Urteil fällen. Sie hat schan zum großen Teil 
ihr Urteil gefällt; sie sieht heute, was man 
will, und sie ist Satt von Schönen Phrasen um 
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dıe deutschen Belange. Wenn wan auf der einen 
Seite sieht, wie die deutsche heichsregierung, 
die Hindenburg- und die Larxregierung, iu Säaar- 
gebiet Riesenprofite, Riesenzuschüsse, Millioen, 
hıneinschießt, und auf der anderen Seite läut wan 
die aruen SOBR ALTE DESDENDEANEST verhungern! - - 
Nas ist das Yürzburger Abkomwen?, weine Herren! 
Heraus mit der Sprache! "ir haben noch nichts ge- 
schen davon. In der Dunkelkauuer wird verhändelt 
über die Rechte der Sozialrentenempfänger, die 
sie erworben haben durch den Verkauf ihrer Ar- 
beitskraft in Gestalt von Zahlung eines Teiles 
ihrer Löhne in die Kassen im laufe der Jahrzehnte. 
Und über dieses Privileg, über dieses hecht der 
Arbeiter, verhandelt man hinter verschlossenen 
Türen. je Arbeiterschaft als solche erfährt 
nichts davon. Als wir hier die Forderung erhoben 
haben, Aufwertung der Gelder, die die Arbeiter be- 
zahlt haben, da hat man gesagt: das geht nicht, 
man muß das ürzburger KEkomenaberternen nl auf dem 
bewährten liege arbeiten. Das sagte man vor eineu 
halben Jahre. Das wurde von denselben Gewerkschafts- 
führern gesagt, die heute zugeben, daß noch nichts 
erreicht worden ist. Lie Reichsregierung hat hier 
keine Eile, wenn es sich um die armen Arbeiter hen- 
delt. Aber den Röchling-!erken hat sie z.B. Al 
Millionen Zuschuß gegeben, dem Werk Neunkirchen, 
das wieder in der „ehrheit in deutschen Händen 
ist, 25 Millionen; sie hat die Zollstundungen ge- 
eben, sie hat die Betreuungsgelder gegeben, aber 
ür dıe Sozialrenteneupfänger hat man nichts übrig. 
Und so ist das Sprichwort zu verstehen, daß der 
är.ste Sohn der getreueste ist. Die Herrschaften 
meinen, wenn sie die Arbeiter verhungern lassen, 
dann würden sie sich gegen den Erbfeind, gegen 
den Franzosen wenden En würden wieder die Rnarre 
in die Hand nehuen und ihre Kunpels, ihre Kollegen, 
die gleich ihnen in der Erde schuften, im Saarge- 
biet wie in Lothringen, über den Haufen schießen 
weil.es die Kapitalısten wollen. Die Zeiten sınd 
vorbei, meine Herren! Die Dinge werden nicht uchr 
komuen.  Jawohl, die Arbeiterschaft wird ın den 
Krieg ziehen, wenn er kowat; sie wird auch die _ 
Waffen nehuen; aber sie wird wissen, gegen wen sie 
die Naffen zu richten hat! Nenn die Saarbrücker- 
Zeitung die Schuld an Lohnabbau den Franzosen in 
die schuhe schieben will, so ist das eine Fhrase, 
die nur leute ernst nehwen können, die das Gehirn. 
verkleistert haben. Aber die Arbeiter in den Be- 
trieben lachen über diese Nätzchen; die wissen, 
wer ihnen den lohn abgebaut hat. \aren es nicht 
die Industriellen än der Saar, die geweinsau wit 
ihren Freunden in Paris. in der französischen Kau- 
ner Sturm gelaufen haben und verlängten, die Koh- 
SPEER nülten abgebaut werden, was auf deutsch 
heißt, die Löhne müssen abgebaut werden. Der Ka- 
pitalıst baut keinen Preis ab unter Verzicht auf 
Seine Gewinne, sondern er baut stets Preise ab auf 
Kosten der Ärbeiterklasse.Äber die Saarbr.-Zeitung 
schreibt 
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Schreibt we eh 30H Einigung in 
deutsch-französischen !irtschaftsverhandlungen" 
und dann sollen die Franzosen allein Schuld sein 
au Lohnabbau?” Die Arbeiterklasse des Saarge- 
bıietes hat erkannt, daß die deutschen und fran- 
zösischen Unternehmer einig geworden sind. Des- 
halb wird auch die Adne er Arbeiterklasse 
herbeigeführt werden, nicht nur an der Saar, 
sondern überall. Die Gewerkschaftsführer, die 
heute noch glauben, die Agenten der Bourgeoisie 
spielen zu können, werden über kurz oder lang 
beseitigt werden. »ie werden dorthin schwin- 
men, wohin sie gehören. 


Die Arbeiterklasse im Saargebiet wird 
auch nicht dissen Lohnabbau hinnehuen. Die Ar- 
beiterklasse hat nichts zu verlieren, wie ihre 
Ketten. Sie wird über kurz oder lang zun Kampf 
aufstehen und wird gegen diesen Lohnabbau sic 
wehren. Sie wird auch aufstehen trotz landjäger, 


(Beifall bei den Kom.unisten) 


trotz Bahnschutz, trotz Regierung und trotz Ei- 
nigung der deutschen und französischen Kapitali- 
sten. Die Kameräden an der Ruhr werden mörgen 
den Anfang machen, und die Arbeiter an der saar 
werden sich anschließen, die Arbeiter in loth- 
ringen und Frankreich werden mit uns marschie- 
ren, nicht gegeneinander. Nicht Nationalstolz 
werden die Arbeiter mehr pflegen, sondem Klas- 
senstolz und Klassenhaß gegen diejenigen in al- 
len Ländern, die sie an die land drüc en und aus- 
beuten und zu Sklaven herabdrücken. Die Arbeiter 
werden sich gegen diejenigen wehren, die den 
Lohn abgebaut haben! 


(Beifall hei den Kommunisten!) 


Vorsitzender: Das \\art hat der Herr Ahgenrdnete Dr. 


von Vopelius! 


Dr.ven Vopelius (DSV): Es war erfreulich zu hören, 


mit welcher Mäßigung die Redner der Zentruns- 
artei und der Sozialdemokratischen Partei das 
reblem des Lohnabbaues betrachtet haben. Das 
ilt mir als Beweis dafür, daß Sie den Behaup- 
ungen, daß die e tatsächlich einen Abbau 
erfordert hat, geglaubt haben und daß sie es 
eingesehen haben, daß die wirtschaftliche Lage 
der Industrie im Saargebiet niemals so Schlecht 
gewesen ist, wie zur Zeit. Es wird mir Schwer 
sein, Ihnen die URS TiugUng nach dieser Rich- 
RE hin vollständig beizubringen. Ich ver- 
suche es auch gamicht. Aher es ist doch not- 
wendig, auf die Ursachen der ganzen letzten Be- 
nenne hinzuweisen, um auch nach äußen hin eine 
Re cht BETTERBE des Geschehenen zu bringen. »ie 
wissen, daß die Kohlenpreise an der Saar derar- 
tig überzogen waren, daß es wunmmöglich Me: 
welter 
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weiter zu arbeiten. Sie waren gemessen an der 
Ruhrkohle, die uns ein \!eltmaßstahb bildet, 30 
bis 50 % höher. Wenn Sie bedenken, daß dıe Groß- 
industrie hier gerade in Kehlen ungeheuere Nen- 
gen nötig hat, so erkennen Sie, dab das Absatz- 
Bear in der Saarproduktion desto kleiner wur- 
e, daß ihr Kadius desto kleiner wurde, je, grös- 
ser der Unterschied zwischen den Kohlenpreisen 
an der Saar und \estfalen war. Denn unsere Kon- 
kurrenz in l\estfalen war in der Lage, viel bil- 
liger zu arbeiten, wie das uns möglich war, und 
infolgedessen wurde unser Absatzgebiet stark ein- 
RS SARRET durch die Ruhrindustrie. \ir haben 
turm gelaufen gegen die Kohlenpreise. ir ha- 
ben uns mit der hegierungskoauission zunächst 
in Verbindung gesetzt, haben da unsere Klagen 
vorgebracht. ‘ir können nicht behaupten, daß 
wir viel Verständnis bei der Regierungskomnis- 
sion gefunden haben, wenigstens konnten wir das 
nicht feststellen. ‘ir sind infolgedessen er 
zwungen gewesen, uns mit der Bergwerksverwaltung 
in Verbindung zu setzen. Und nach langen BR xü- 
hungen und schweren Kämpfen haben wir es erreicht, 
daß unter gewissen Bedingungen der Kohlenpreis 
herabgesetzt wurde, aber in einem Ausmaße, der 
durchaus nicht dem Notwendigen entsprach. Da es 
ater notwendig war, die Selbstkosten weiter herab- 
zudrücken, mußte der schwere Schritt getan wer- 
den, den fohn abzubauen. Sie müssen Sich immer 
vor Augen führen, daß gerade wir an der Saar an 
der Perirherie Deutschlande liegen und daß wir 
in den letzten Jahren einen nennenswerten Absatz 
außerhalb des deutschen Reiches überhaupt nicht 
gehabt haben. “ir sind in einer derartıg ungün- 
stigen Lage, da wir außerordentliche Vorbelastun- 
gen in den Frachten haben, und zudem komut noch, 
daß unser Bezirk hier auf Grund der längwierigen 
Kämpfe der letzten Jahre, hauptsächlich durch 
die Yährungspolitik, garnicht in der lage waren, 
Neuerungen zu machen. Das war Lesenders bei der 
Großeisenindustrie der Fall. Anders liegen die 
Dinge an der Fuhr und in dem benachbarten Lothrin- 
en. Dort hat die Modernisierung der \.erke stän- 
gie Fortschritte gemacht. Die modernen lothrin- 
ser \erke, die noch vor deu Kriegs von den leut- 
schen gebäut worden wären, die aber nunmehr von 
den Fränzusen betrieben werden konnten, haben 
gegen die Saarindustrie einen ganz besonderen Vor- 
sprung, weil die neuzeitlichen Anlägen mit weniger 
Menschen, die dezu noch einen niedrigeren lohn * 
haben, als hier, viel billiger arbeiten können. 
So ist die lage, wie Sie selbst wissen und ich 
traue dem wirtschaftlichen Verständnis jeder Far- 
tei zu, daß sie erkannt hat, daß die lage hier 
immer.schwieriger geworden und daß schließlich 
ER Zuständ hier eingetreten ist, der unhältbar 
18T, 

"enn gesagt wird, es sei nötig, daß die 
Existenz der Arbeiterklasse aufrechterhalten wird, 
so unterschreiben wir das vollkouuen. Und ich 
möchte betonen, daß gerade mit aus der Idee der 
Notwendigkeit, die Existenz der Arbeiterklasse zu 

erhalten, 
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erhalten, der schritt zum lohnabbau getan wurde. 
"äre er nicht getan worden,so wäre Ärbeitslosig- 
keit im weitesten Umfange hier eingetreten, und 
ich glaube, daß auch alle Farteien es viel syn- 
Baer finden, daß wenigstens der größte 
il der Arbeiterschaft arbeiten kann, wenn Auch 
die Bedingungen nicht so günstig sind, wie.sıe 
es sich wünschen, als daß große Verke zum Er- 
liegen koumen. Daß wir dabei nichts verdienen 
werden, das können Sie mir glauben. An sich ist 
ja die Verminderung der Selbstkosten bei diesen 
usmaß nicht sehr groß, aber die \öglichkeit der 
wirtschaftlichen Existenz wird dadurch imwerhin 
gefördert. 

Ob dieser Lohnäbbau bei der Brgverwal- 
tung notwendig war, das möchte ich N en 
den, möchte es aber au-h nicht behaupten. Ich 
ei meinerseits, daß die Bergverwaltung in der 

usübung ihrer wirtschaftlichen und kommerziellen 
Tätigkeit zu unverständig gewesen ist, sich nicht 
durch langfristige Verträge zu sichern, und dal 
sie Rt plötzlich gesehen hat, daß Fehler ge- 
„acht worden sind und daß sie nun glaubt, mit 
diesem kleinen Iohnabbäu etwas nennenswertes für 
die Zukunft zu erreichen. 


Ich möchte sehr bezweifeln, dai der Lohn- 
und Gehaälts-Abbau für Beamte und Arbeiter in den 
Staatsbetrieben notwendig ist; aber wir wollen 


hoffen, daß er dazu beitragen wird, die ällgemein - 


wirtschaftliche Lage zu bessern. «„enn der lohn- 
abbau tatsächlich In dem Ausmaß dazu knunt, wie 
er vorgesehen ist, dann wäre es beispielsweise 
der Eisenbahnverwältung möglich, ihre Tarıfe zu 
senken, eine Maßnahme, die von sehr großer Be- 
deutung für das ganze Virtschaftsleben im Saar- 
gebiet sein wird. Sollte dazu noch ein Steuer- 
abbau kommen, so glaube ich, meine Herren, dab 
die "unde, die durch den Lohnabbarn een 
worden ist, bis zu einem gewissen Grade geheilt 
wird. Denn wenn wir die Lohnsteuer abbauen, die 
Gewerbesteuer abbauen, wenn vor allen Dingen 

die Umsatzsteuer abgr baut wird, So können Freis- 
ermäßigungen eintreten, die _sehr wertvoll und 
sehr wichtig für das gänze Leben sınc. 


Meine Herren! Ich möchte in diesem Zusau- 
menhang noch auf einzelne Sachen kurz zurückkou- 
nen. ch möchte das \ärchen, das immer von den 
Zcilstundungen hier erzählt wird, etwas beleuch- 
ten. Neine Herren, Sie verlangen von der vaar- 
indusirie, von der deutschen Saariadustrie, daß 
sie rückwirkend diese Zölle trägt, oder wenn Sıe 
sie erlassen bekou.t, anderen zuführt, während 
wir tatsächlich durch die Zollstundungen keinen 
anderen Zustand erreicht haben, äls den, daß wir 
eine aus der politischen lage des Saargebietes 
entstandene last erlässecn bekommen haben. Die- 
se Ausgabe hat die deutsche Industrie nicht zu 
tragen gehabt. Sie machen der hiesigen Industrie 
einen Vorwurf daraus. 

(Zuruf 
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(Zuruf Dr.Sender: "Nein, wir beanstanden nur, 
daß die Arbeiterschaft niemals etwas erhält! ") 


Herr Dr.Sender, das liegt in der Natur der Sache. 
"ır hatten sie nötig, um die "irtschaft aufrecht 

zu erhalten und sie sind dadurch der Arbeiterschaft 
indirrkt zugute gekomwen. enn die Zollstundun- 

en nıcht durchgeführt worden wären, dann wäre die 
asarindustrie restlos kaputt gegangen. Ich darf 
Sie versichern, da? heute auch nicht ein roter Pien- 
nie von den ganzen Zollstundungen der Industrie 
vorhänden ist; vielleicht, daß ganz kleine Verbes- 
serungen in den Betrieben gemacht werden konnten, 
air können Ihnen den schlüssigen Beweis liefern, 
caß die Saarindustrie eine ungcheuere Schuldenläst 
zu tragen hat. Venn Sie sich die lühe machen woll- 
tcn, bei einzelnen Unternehmern nachzufrägen, wel- 
che Schulden sie haben, Sie würden sehr erstäunt 
sein. Ich bin gerne bereit, meine Schuldenlast 
offen darzulegen. Venn heute noch die Saarunter- 
nehmer ständig und ständig unter den ällergrößten 
Mühen sich um Kredit Keuikar und dauernd Immer nur 
er. Erfol;;e haben, so können Sie sich denken, 
daß die Stunrfungen der Zölle durchaus nötig waren 
und nie sin Geschenk bedeutet haben, das irgendwie 
in Betracht kouuen könnte. 


Nun, meine Herren, hatten Sie im Einzelnen 
zu der Sozialpolitik Stellung genowen. Ich glaube, 
ich kann es mir ersparen, darauf näher einzugehen. 
Die Herren Vorredner haben daselbst in hinreichen- 
dem Naße getan. keine Fartei hat sich imxer auf 
denselben Standpunkt wie die anderen Tarteien ge- 
stellt, Fr 4ahlioden urs den \unsche an, daß so- 
bald wie möglich über das "ürzburger Abkommen das 
Nötige bekanntgegeben wird, damit endlich eine Be- 
ruhigung auf diesem Gebiet eintritt. 


S4yar4o0g ayasıyd »4bou347T uay2n4G400S H7 


Vorsitzender: Das ort hat der Herr Abg. Albert! 


Abg. Albert {(DWP): Ich habe den gemachten Ausführungen 
nichts hinzuzufügen und schließe mich den Ausfüh- 
rungsn des Zentrums und der Teutsch-Saarl. Volks- 
partei an. Ich möchte noch darauf himweisen, daß 
ie Landwirtschaft durch die Konkurrenz ın loth- 
ringen gezwungen ist, unsere Produkte bıllig u 
verkaufen. Dieser Zustand kann auf die Dauer nicht 
ausgehälten werden. Die Stcuerbeläastung ist uner- 
träglich. Die Notlage ist undenkbar, und ich bitte 
die Hegierungs!ommission, daß sie sich dem Not- 
stand der Beuernschaft anninut. 


Je u | 


Vorsitzender: Das "ort hat der Herr Abg. Kratz! 


Abg. Kratz (2.): keine Herren, ich muß Ihre Aufnerksan- 
keiü kurze Zeit in Anspruch nehuen. 
was 
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"as zunächst das lürzburger Abkommen an- 
betrifft, ist uns unverständlich, daß 4 Monate 
nach Abschluß der Küchtlinien in lürzburg, der 
Bericht der Sozialabteilung der Regierungskon- 
mission erst jetzt aus der Kegierungskomuission 
herauskomut, wo das Reich schon im Dezember 1926 
die Richtlinien ratifiziert hat. Das Abkommen 
verspricht unter Nithilfe .des heichs eine wesent- 
liche Aufbesserung der Leistungen. 


Ich habe dann auf einen Notstand hinzu- 
weisen und zwar auf das Gegenseitigkeitsverhält- 
nis mit Elsaß-lLothringen. Sie wissen ja alle, 
wie die wirtschaftliche Verbundenheit mit Elsaß- 
Lothringen war. Ein Gegenseitigkeitsabkonuen 
konnte nicht zustande kounen. Der Saar-Knapp- 
schafts-Verein ist für sich vorgegangen und hat 
mit Lothringen ein Abkoumen abgeschlossen. Dage- 

en fehlt für die Invalidenversicherung jedes 
Abkowuen. | 


Ich hätte dann noch einen Punkt und zwar, 
eins Bitte an die Regierungskonmissien zu rTich- 
ten, sich der sozialen Fürsorge gegenüber ihrer 
Beamten, besonders der mittleren und unteren B- 
amten, nach dem Vorbild des Reiches änzunchuen, 
"ir wissen, daß im Reich ein Gesetz oder eine Ver- 
ordnung über eine sogenannte Notständsbeihilfe be- 
steht. Die hegierungskommission nöge ferner doch 
ein Gesetz für eine Krankenfürsorge nach luster 
des bayrischen Staates für die Beanten einführen. 


Nun noch ein Fankt über die Fensionsver- 
hältnisse der Hüttenwerke des Saargebietes. Ich 
mußt; bei verschiedenen Verhandlungen feststellen, 
daß die Hüttenknappschaftsvereine Be Daargebietes 
die größten Bremser des sozialen Fortschrittes 
sind. Die Verhältnisse unserer Hitten-Knapp= 
schafts-Pensionäre bedürfen einer Abänderung und 
dies kann mur noch durch \abnahmen der heglerungs- 
ko.nission erfolgen. 


(Zuruf des Abg.Reinhard: "Das sind die Deut- 
schen Unternehner! ") 


“ir haben:4 Hütten-Knappschaftsvereine ım Daarge- 
biet, Dillingen, Brebach, Burbach und Neunkirchen. 


(Zuruf des Abg.Reinhard: "In Dillingen ist 
Schubert!") 


Ich bitte den Herrn Staatskonuissar, die hegie- 
runes-Komnission darauf aufmerksam zu wachen, daß 
auch inbezug der Hüttenknappschafts-Pensionsver= 
hältnisse gesetzgeberische Naßnahmen getroffen 
werden müssen, auch gegen den \iderstäand der Ar- 
beitgeber. 


Nun zu einer sehr wichtigen und dringenden 


Sache, die das ganze Saargebiet berührt. Die 
Saarbrücker 


m m PEN ee a PEN ea un er. is er De So ‘ey 
FL Zee pre un 7. = en er - FL fi# Take, y ET Ans Pa mn. E 


Be REN. 





Te GERT Pant Ta ehe 


Fam 


Dt pre neo Pe ee ln e 


rn 


m sr 


SIYNAOT ay>51 wi x4E ou34c us POTTER 47 


a u 


7V 





f iM da Mu vn ira DIE un uf Mi r nt 1 0. ste wo ee 2 Jet Da ta Wa str} x Ar u en A jr er Y u. Tann un i 
an BL BR RWNE ) B DE a SE De EEG A eg Date le 





WEBER 4 


Saarbrücker-Zeitung hat in ihrer heutigen Nummer 
einen Artikel, der die Verhältnisse schildert, 
die im "arndt vor sich gehen. Die Saarbrücker- 
Landeszeitung hät bereits im Juli 1926 darauf 
hingewiesen. 


(Zuruf des Peg. iobard: Diese Frage habe ich 
schon vor £ Jahren angeschnitten, aber da 


habt Ihr mich abgewürgt!") 


"ir müssen dagegen Stellung nehmen, daß Kohlen 
unterirdisch aus dem Saargebiet abgebaut werden, 
ohne daß die deutschen Gesetze waßgebend sind, 
wie das das Versailler Diktat vorsieht. Im Jahre 
1924 hat die Regierungskoumission des Saargebie- 
tes und das Oberbergant, das nach Ansicht Vieler 
als eine rein französische Einrichtung gilt, ei- 
nen Vertrag sanktioniert, der die Kohlenausbeute 
an der »üdgrenze im "arndt gestattet. An sich 
läßt der Versailler Vertrag der französischen He- 
gierung das Recht der Ausheutung der Saarkehlen 
zu, sie kann die Gruben verpachten,usw. Der Ver- 
trag gibt ihr aber kein Recht, unter der Landes- 
renze hindurch Kohlen zu rauben. Es ist ein al- 
Ge internationales hecht, das auch im luftver- 
kehrsrecht Geltung hat, daß die Landesgrenze ver- 
tikal sowohl in der luft als auch unter der Erde 
verläuft. Nan sieht also in dem Abkomuen die Ver- 
letzung eines alten internationalen hechtes. an 
sieht aber nech mehr. - - ie komit die Hegie- 
runeskom.ission dazu, einen derartig ungesetz- 
lichen Zustand durch Vertrag vou 18..ai_ 1924 zu 
sanktionieren, wo feststand, daß schon 1922 und 
1928 die Saar-\oselgesellschaft unter der Grenze 
Kohlen stiehlt? Jetzt beträgt die tägliche För- 
dermenge aus dem Saargebiet schon 1200 Tonnen. 
"ie keumt die Kegierungskonmission dazu, gegen 
die Kıer geltende Gewerbeordnung, ‚gegen das hier 
eltende preuß.Berggesetz, die Aufsicht über die 
esundheit und Sicherheitspolizeilichen Maßnah- 
men der fränzös.Bergpolizei zu _überäantworten. 
Das ist eine Verletzung ihrer Treuhänderpflicht. 
Sie hat dem französischen Oberbergaut in straß- 
burg die Oberaufsicht über die im Saargebiet be- 
findlichen Gruben eingeräumt, gegen das deutsche 
Becht und ohne Anhörung der Vertreter der Bevöl- 
kerung. Den entsprechenden Vertrag kennt die _ 
Saarbevölkerung nicht. Der saarländ.Bergpolizei 
ist nur gestattet, unter Oberaufsicht der [ran- 
zSsischen Bergpolizeibeauten die Grube Yarlsbrunn 
zu besichtigen und nur, wenn grobe Unfalle vor- 
eko.en sind, d.h. die vorbeugende Aufsicht, 
572 Beobachtung der Zustände, 1st ihr genouwen 
uno derin. liegt eine krasse RER ERTE RE EURE 
Sie werden erst gerufen, wenn gröwere Unfälle 
vorgekomuen sind und dann nur unter Oberaufsicht. 
Das dürfte der negierungskowwission nicht unbe- 
kannt sein, daß dies gegen alle internationalen 
Rechtsempfindungen verstößt, weil die Gesell- 
schaft im Saargekiet Bergbau betreibt, ohne e1- 
ne Schächtanlage zu hahen und der 
Saarberölkerung 
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Saarbevölkerung die Steuer entzieht. Yir verken- 
nen nicht die großen Schwierigkeiten, die die 
französische Bergverwaltung in Bezug auf Absatz 
und Konkurrenzaöglichkeiten hat. Hier hat sie 
durch Verpachtung der wertvollsten Kohlenvorko.- 
wen ihre Xonkurrenzfähigkeit selbst geheuut und 
der Saarwirtschaft und Bevölkerung enoruen Scha- 
den zugefügt. Sie hätte selbst den Abbau durch 
Anlagen vou Saargebiet aus betreiben müssen. 


. Es ist höchste Zeit, daß der Völkerbund 
sich dieser Sache annimmt, damit nicht noch grös- 
serer Schaden entsteht. 
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Vorsitzender: Der Herr Abgeordnete Kratz sprach von 
Diebstahl von 12) Tonnen Kohlen und von groben 
Verletzungen der Treuhänderpflicht der Regierung. 
Ich muß diese Äußerungen, weil sie beleidigenden 
Sharakter haben, zurückweisen. 


Das Wiort hat der Herr Abgeordnete Hoffuann! 


Aog. Foffuann (S.F.): Zu der Frage des "ürzburger Ab- 
ko.uiens. N\an muß ganz besonders darauf hinwei- 
sen, daß die Abnächungen, cie Ende Oktober in 
"ürzburg festzelegt worden sind (zugezogen waren 
die Versicherungsträger und keine Vertreter der 
Gewerkschaften ” Ärbeiter), von der heichsregie- 
rung anerkännt worden sind. Die Saarregierun 
hat sie bis heute noch nicht anerkannt. Ist die 
Sache die, daß gerade dieses Gebiet deu Herrn 
Kobmann unterstellt ist, dann wäre es notwendig, 
caß Herr Koßuwann einual deu Landesrat die Heuuun- 
gen mitteilt und Bericht erstattet über dasjeni- 
Se, was sich alles ereignet hat. Ich bitte Sıe 
deshalb also, „it uns der Auffassung zu Sein,daß 
das saarl. \ütglied der hegierungs-Komuission 1m 
Landesrat Bericht erstattet. Herr Lr.lhissen wird 
vor der Arbeitskau.er einen diesbezüglichen Vor- 
trag halten, erklärte der Herr Staatskowuissar. 
Der Vortrag ist bereits gehalten und hat so de- 
rinierend gewirkt, dal es unbedingt nötig Ist, 
aß der Ländesrät alle \öglichkeiten erschöpft, 
damit die Sache vorwärts getrieben wird. Denn 
es kann nicht angehen, daß es Herbst und viel- 
leicht 1928 wird, bis dieser Vertrag zur Durch- 
führung gelangt. ian hat iu „onat Juli v.Jrs. 
gesagt, daß spätestens im Jahre 1926 die ganze 
soziale Gesetzgebung des Saargebietes refioruiert 
sein werde. Bis heute sehen wir noch nichts da- 
von. - Darum müßte unbedingt jetzt vow Landesrat 
ein Vorstoß unterno„wen werden, damit die »äche 
vorwärts getrieben wird. Ich ıwuß dann noch da- 
rauf hinweisen, dal ein Abko.uen zwischen der 
Saarregierung und der französischen hegierung be- 
steht -Herr fratz irrt sich in dieser Hinsıcht-. 
Das Abkomuen ist abgeschlossen worden ohne An- 
hörung des Ländesrates und zwar au ee 1926, 
über 
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über Unfall-, Invaliden-, Angestellten- und Anapp- 
schafts-Versicherung. Natürlich hat dieses Ab- 
kowmen keinen Zweck, es ist für die Versicherten 
bedeutungslos. Es hat nur den einen Zweck, daß 
es den "ünschen der französischen Arbeitnehuer iu 
Saarbergbau kechnung trägt, daß sie ihre Veısiche- 
rung in Fränkreich weiterführen können. lagegen 
missen wir protsstieren, dauw wan Abkounen abschließt, 
ohne die waßgebenden Instanzen zu befragen. Daß 
das Abkomuen nur in französischen Interesse abge- 
schlossen wurde, ist an den Ausführungsbesti.uungen, 
welche an 18.Sept.1926 erlassen wurden, zu ersehen. 
L.ı 18.Sept.1926 hatte Nerr Thissen schon die Abtei- 
lung Sozialversicherung zugeteilt bekow.en. Ob ih 
die Ausführungsbesti.uungen vorgelegen haben, weiß 
ich nicht. Jedenfalls ist aus den Ausführungsbestiu 
nungen zu ersehen, daß wan nur die französ.Arbeit- 
nehser im Auge hatte. in verlängert nur die Frist 
fiir die Neldung der französ.Ärbeitnehmer. Ter 1u 
Autsblatt Nr.3l veröffentlichte deutsche wortlaut 
gilt nur als eine Übersetzung des französ.lextes; 
obwohl wir näch de. Versailler Vertrag die deutsche 
Sprache behalten, sind Abwachungen, die getroffen 
werden und iu Autsblatt der Saar-hegierung veröl- 
fentlicht werden, in der deutschenSpräche nicht 
maßgebend, sondsrn nur die französische Spräche ist 
naßgebend. Das kann keinesfalls apache und ich 
laube, daß äuch dagegen protestier werden muß. 
Be sonders nuß der ländsesrät die Auffassung vertre- 
ten, daß solche Abwachungen vorher gründlich bera- 
ten werden, damit auch die Rechte der Versicherten 
gewahrt werden. In dieseu ÄAbkouuen sind sie keines- 
alls gewahrt. Denn es kouut vor, daß Leute in 
Lothringen 2 - 3 Jahre Beiträge zur Versicherung 
bezahlen, gehen dann in's Saargebiet und versäu.en 
in Iothringen,ihre Jahre weiter zu versichern; die- 
selben gehen ihnen dann verlustig. Venn man Abkou- 
wen abschließt, dann muß die Sache so gewächt wer- 
den, da diese Jahre später nicht von der Gewährung 
der Renten ausgeschlossen werden. 


SIYNA9T ayası wi B4D0U3,T uay2n4gG408S5 H 7 


Zu Fall, der heute in der Saarbrücker- 

Zeitung steht, glaube ich darauf hinweisen zu kön- 
nen, dar wir uns iu Landesrat schon wit dieser 
Trage befassten. Ich kann darauf hinweisen, daß 
in einen Amtsblatt von 1924 eine Bergpolizelver- 
ordnung von der Saarregierung erlassen worcen ist 
über die Grube Karlsbrunn. \enn nicht mehr heraus- 
eholt worden ist, so ist das nicht unsere Schuld. 
's ist natürlich ein Unfug, da? man die saarlän- 
gischen Kohlen herausnimut und transportiert sie 
in Lothringen zutage, und wir bekouuen dafür keine 
Steuern. Herr Xratz irrt sich, wenn er meint, das 
sei eine französische Bergpolizeiverordnung gewe- 
sen; es war eine saarländische Verordnung, da eine 
französische Verordnung nicht iu Autsblatt der 
Fegierungs-Konmission veröffentlicht wird. 


Zu der lohnfrage: Ich will nich selbst 
nicht dazu aussprechen, doch muß ich BEER was 
Herr 
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Herr Reinhard gesagt hat, berichtigen. Herr 
Reinhard hat gesagt, 1923 habe man gestreikt, 
weil zwischen Deutschland und Frankreich Krieg 
eb” worden ist. Das sagte er in seinen |. 

eferat, im 2. sagte er ungefähr dasselbe und 
erklärt, daß die deutsche Kegierung den Streik 
finanziert habe. Wenn Herr heinhard diese Aui- 
ERAR UA vertritt, dann stellt er sich auf den 
Boden des Saarbundes. 


( TJachen - rechts -. ) 


Die Saarbiündler haben danals und später dieselbe 
Auffassung vertreten. Es mutet überhaupt sehr, 
viele Gewerkschaftsvertreter so an, als habe die 
Ko..unistische Partei die holle des »aarbundes 
übernommen. Ich weise darauf hin, daß die Lohn- 
verhandlungen 1923 geführt wurden, ehe man etwas 
vom Ruhrkanpf wußte, dann waren die Gewerkschafts- 
führer damals gegen den Streik. Auf_der hevier- 
konferenz unseres Verbandes hat der Bezirkslei- 
ter Schwarz sich damals mit aler Energie für die 
Annahme des Abkomuens eingesetzt. Ich selbst 
riff in die Diskussion eın und sprach gegen den 
treik. Eine Menge Angestellter von uns sagte: 
es hat keinen Zweck, daß wir den Streik in An- 
griff nehmen; er wird sehr lange dauern, Nan. 
empfahl das Äbkoumen zur Annahwe. Die Mehrheit 
der Delegierten hatte den Streik beschlossen. 


(Zuruf Reinhard:"Ich war auch für den Streik!") 


re mu die Leute komuen und sagen, der 
Streik sei in Interesse des huhrkrieges geführt 
worden, dann nuß ich das als eıne gemeıne Dema- 


gogle bezeichnen. 


(Zarufe:"Sehr richtig!" -bei den Sozialdeuokra- 
ten und beim Zentrun.- 


Ich weise des weiteren darauf hin, wenn solche 
Redensarten geführt werden, dann kann man die. 
Frage an Herrn Reinhard stellen ob die lothrın- 
ischen Bergarbeiter damals ım Interesse des 
uhrkrieges den Kampf führten, oder ob sı€ den 
Kampf führten, um ihre lage zu verbessern. Icl 
betone, daß mir nichts davon bekannt ist, dad 
die deutsche Regierung den Streik finanziert hät. 
Unsere Instänzen haben ihre Streikgelder &us den 
Verbandskassen bezahlt. Wenn Herr Reinhard das 
Gegenteil sagt, so sage ich, er stellt Sich auf 
denselben Boden, wie er damals von den Saarbünd- 
lern und auch in der Vergangenheit von den Saar- 
biindlern vertreten wurde. 


("Sehr gut!" -bei den Sozialdemokraten--) 
| -ITächen des Herrn Reinhard.- 


Damit hat er sich selbst Ba Und gamıt 
betone ich, daß nun auch die komwutnistische 5: 
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kommunistische Partei in allen diesen Gewerk- 
schaftskäupfen die Rolle der Saarbündler über- 
nluut, 

( Lachen bei den Kouwunisten, ) 


Vorsitzender: Das "ort hat der Herr Staatskowuulssar 
D#.:Hreld,m:s 


Staatskommissar Dr.Hein: eine Herren! Der Herr Ab- 
geordnete Kratz hat in seinen Ausführungen vor- 
hin in recht scharfen Worten die hegierungskou- 
mission für die Übertragung der Ausbeutung an 
lothringische Grubengesellschaften verantwort- 
lich gemacht. Deugegenüber möchte ich Sie darauf 
aufmerksam machen, daß die Regierungskounission 
nicht in der lage ist, in dieser Beziehung der 
Bergverwaltung Vorschriften zu machen, wie die 
Ausbeutung vorzunehmen ist. Das Saarstatut sagt 
ausdrücklich, daß es dem französischen Staat Trei- 
steht, die Kohlen selnst auszubeuten oder die Aus- 
beutung an andere zu übertragen. Ich auß infolge- 
dessen den Vormurf, daß die hegierungskommission 
hieran schuld sei, zurückweisen. In der Handha- 
bung der Bergpolizei hat der Herr Abgeordnete 
Hoffmann die erforderlichen Berichtigungen gege- 
ben. Zu den Einzelheiten, wie sie Herr Kratz 
ausführte, kann ich mangels Inforuation nicht 
eingehen. 
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a eh Das ort hat der Herr Abgeordnete Rein- 
ard. 


Abg. Reinhard (K.T.): Zuerst eine Klarstellung. Herr 
Hoffuann behauptet hier, ich hätte gesagt, der 
Streik 1922 sei bloß im Interesse des kapıtali- 
stischen Konkurrenzkampfes geführt worden. Ich 
habe ausdrücklich Beaart, gapder Streik 1922,der 
damalige Streik der Arbeiter zur Verbesserung 
ihrer Lohn- und Arbeitsbedingungen, zusamnen- 
fiel mit dem Konkurrenzkampf der französischen 
und deutschenKapitalisten und daß deshalb der 
Streik auch von den Gewerkschaftsführern befür- 
wortet wurde, die heute den Streik ablehnten. 
Ich habe weiter gesagt, daß ich für den Streik 
war, weil Deutschland damals eıne entrechtete 
Kolonie war und weil wir mit Hilfe des Streiks 
der deutschen Arbeiterklasse ‚helfen wollten. 

Wir haben als Kommunisten keine Ursache, dieS 

zu verheimlichen. Das haben sogar Andere Leute 
von der kolmunistischen Internationale yor kur- 
zem geschrieben. Wenn das Politik der Saarbünd- 
ler ist, so überlasse ich das den Leuten, die 
stwas von Politik zu verstehen glauben. Ich ha- 
be kein Interesse daran, mich darüber nıt dem 


Herrn Hoffmann zu Streiten. enn der Merr 
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Hoffmann den guten Glauben hat, daß dis deutsche 
Nation, die damals in einem Abwehrkaupf war, die 
eine entrechtete Kolonie war, diese Dinge nicht 
ausnutzte, so ist das seine Sache. Es wirft mur 
ein Licht auf ihn, insofern, welch' ein geschick- 
ter Politiker der !'err Toffuann ist. Und mun, 
Herr Hoffuann, wöchte ich abschließend dazu sa- 

en: Ich habe ferner gesagt, daß im Völklinger 

treik die Regierungskomuission die Arbeiter un- 
terstützt hat und nieht deshalb unterstützt hat, 
weil sie den Arbeitern helfen wollte, sondern weil 
sie ihre imperialistischen Ziele unterstützen 
wollte Pe den deutschen Kapitalisten Köchling,. 
Sje wollte nicht der deutschen Arbeiterklasse hel- 
fen. Nun sind sich die deutschen und französi- 
schen Kapitalisten einig. Deutschland ist keine 
entrechtete Kolonie mehr. Deutschland ıst einge- 
treten in den Konzern der Iuperialisten aller län- 
der, es ist eine Einheitsfront gegen die Arbeiter- 
klasse gezogen. Deshalb ist die Politik der Ge- 
werkschaftsführer zum Schaden der Arbeiterklasse 
an der Saar. T\enn das etwas mit Saarbund zu tun 
hat, damn hat Herr Hoffmann eine neue Theorie für 
die Politik der Saarbündler gefunden. 


Eine andere Frage. Ich habe dauals vor 

2 Jahren die Frage der Steuerzählung aufgerollt. 
Der Herr Staatskomisser hat dauwals Beaset; dıe 
Gemeinden haben kein Recht auf Steuerzah Bu 
ter Verweisung auf das hier geltende deutsche 
Gesetz, daß mur die Gemsinden Grubensteuer be- 
kommen, unter denen ein Schacht ist. Der Landes- 
rat muß nach meinen Dafürhalten hier erklären, 
daß dieses deutsche Gesetz aber nicht maßgebend 
ist für die Schaächtanlagen im Ausland, und da 
die Regierungskommission gezwungen werden muß, 
daß hier den Gemeinden von den geförderten Kohlen 
die Steuern gezahlt werden, denn die Dinge sind 
so, daß heute oder morgen Sogar Grubenschäden ent- 
stehen; dann wird die Regisrungskounission sagen, 
dafür ist das deutsche Gesetz da, dafür sind sie 
nicht haftbar. Die Unternehmer sind im Ausland, 
die können wir nicht an Kragen kriegen. Die Fra- 
gs muß klargestellt werden, daß die Geueinden -6S 
handelt sich um Gemeinden der Bürgerueisterel _ 
Iudweiler- die Grubensteuer bekonmen. Bisher ist 
nicht das Geringste geschen in der Frage der Ge- 
gene 51 keitsverträge der Soziulversicherung, 

ch glaube, es liegt an der Zentrunspäartsı, dab 
sie ihren Vertretern in der Regierung einmal den 
nötigen Hinweis gibt. Man braucht blos eınen 
Paragraphen in der R.V.O. zu ändern, indem man 
die Beil ragt, die die Arbeiter aus dem Saarge- 
biet in lothringen leisten missen, kraft des re- 
setzes hier als gültig anrechnet. Bisher ist die 
Sache so, daß die Arbeiter, die im Saargcbiet woh- 
nen und in Iothringen arbeiten „ ihre Beiträge 
dort zahlen uüssen; wenn sie diese Beiträge 2 
Jahre gezahlt haben und werden Imvalide, damn be- 
kommen sie keine Rente, weil nach der KV... 
hier diese Beiträge ungül tie sind, weil ihre An- 
wartschaft erloschen ist. Die Zentiunsparbei, 

so 
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soll einmal ihre Vertreter in der hegierung 
beauftragen, zuerst einmal diesen Faragraphen 

zu ändern, daß den Arbeitern, die iu »Saargebiet 
wohnen, ihre Beiträge, die sıle.in lothringen 
leisten müssen, angerechnet werden. Lie Aus- 
einändersetzung zwischen den Versicherungsträ- 
germ, zwiSchen Ländesversicherungsäanstalt Saar- 
gebiet und zwischen Straßburg und der Regierung 
andererseits, wird sich unseres Erächtens noch 
Monate und Jähre hinzi:hen. Dis Tinge müssen 
sofort geändert werden, weil hier die Wöglich- 
keit gegebenist. Ich beuwerke nur; es sind Leuts 
da, die bei dem Nassenunglück vou Schacht Femeaux 
ek! und Invalide sind, die-über 
66 2/3 % erwerbsunfähig sind, sc erhalten keine 
Invalidenrente, weil sie über 2 Jahre Beiträge 
in Lothringen zahlen mußten. Dieselben Verhält- 
nisse bestehen ja auch umgekehrt. Dieser ie 
muß unbedingt böschritten werden, unbeschäde 
eines BeBznsel tigen Abkomuens, das wir Schon iu- 
mer gelordert haben. Küchtig ist, was lloffmann 
sagte, was jetzt in dieser Frage geschehen ist, 
ist absolut ungscignet. Ich erwähne noch, daß 
auch der Völkerbund, von deu Sie immer wieder 
alles Heil erwarten und der Herr Kratz auch in 
der Kohlenfrage das Heil erwartet, da. äuch der 
Völkerbund und seine Arbeitskamuer in dieser 
Frage noch nichts getan haben, Kein Völkerbund, 
keine saarregierung, niemand kümmert sich darun, 
daß den Leuten die zustehenden Renten gerährt 
werden. Hier besteht also nur die eine \öglich- 
keit, daß zuerst einmal hier die Paragraphen der 
R.V.O. geändert werden, in deu Sinne, wie Ich es 
beantragt hatte. Und dann bekomwen die Arbeiter 
in vaargebiet ihre Rente. Die Saarregierung hat 
die Pflicht, das zu tun. Sie ist nicht hier, uw 
die Ausbeutung der Arbeiter zu überwachen, sondern 
un dafür zu sorgen, daß die Leute das ihnen zu- 
stehende Recht bekommen. 
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Vorsitzender: Das \\ort hat der Herr Abg. Kratz! 


Abg. Kratz (Z.): Ich verkenne nicht, daß der Herr 
Staastskounmissar Dr.Heiu eine Bee en Aufgabe 
hat, die Sache zu vertreten. Er kennt auch nicht 
die Einzelheiten, wie ich sie kenne. «as nun 
die Steuerfrage anbetrifft, so ist es klar, daß 

. die deutsche Gesetzgebung Schon allein deshalb 
die steuerliche Vernflicktung von den Tagesanla- 
en abhängig wacht, weil es eben internätionäle 
une teos en waren, daß nur innerhälb der lan- 

desgrenze der Kohlenbergbau betrieben werden 
konnte. as die Bergpolizeiverordnung angeht, 
so hat die Regierungskounission tatsächlich 
-und darum die scharfen Angriffe gegen sle- ihre 
Treuhänderpflicht verletzt. Sie hat ohne Anhö- 
rung der politischen Vertreter die Gesetzgebung 
eändert und französischen Bergpolizeibeauten 
Sie beantragten Befugnisse übertragen und im 
Antsblatt 
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Amtsblatt der AOBIC TODE die französische Berg- 
polizei-Verordnung äutlich als besondere Berg- 
Slizei-Verordnung für Karlbrunn veröffentlicht. 
ss ıst der Tatbestand. 


Vorsitzender: Ich muß auch diesen wiederholten Vorwurf 
| der Verletzung der Treuhänderpflicht zurückweisen. 
Das \\ort hat der Herr Abg.Hoffuann! 


Abe. Hoffmann (S.P.): Um auf meine vorigen Ausführungen 
zurückzukomnen; ich habe wörtlich niedergeschric- 
ben:"Ecker sagt, 1923 habe man gestreikt, weil 
zwischen Deutschland und Frankreich Krieg geführt 
worden sei. Der Streik sei nicht im Interesse der 
Arbeiter geführt worden. "Ich halte weine Ausfüh- 
rungen voll und nz aufreckt. 


Vorsitzender: Der Antrag der Sozialdemokratischen: Frak- 
tion ist Ihnen bekännt; es haben sich sämtliche 
Partcien dazu geäußert. Es liegt dann noch von 
der Deutsch-Saarl. Volkspartei ein Antrag vor: 


. Die Beni erungskomgiesion (Abtlg. Tiefbau) 
wird ersucht, den vowu Kulturbauaut gustell- 

ten Antrag "die Einstellung von Kulturvorar- 
beitern" bei Ausfiihrung von Boden- und “asser- 
kulturarbeiten nach dem Beispiel der bayrischen 
Gesetzgebung zu bewerkstelligen." 


Dazu gesprochen kann nicht werden, weil die Anträge 
neu sind. Ich gebe sie lediglich bekannt, damit 
die Parteien sich einrichten können. | 


Ferner stellt die Deutsch-Saarl.Volks-farteı 
die folgenden zwei Anträge: 


0 n Ist der Herr Staatskomwissar bereit,Aus- 
kunft darüber zu geben, weshalb die hegie- 
rungs-Tommission die Genehmigung zur Aufnah- 
ne des Luftverkehrs dauernd hinauszögert”? " 


ot Me Hat die Regierungs-Komuission etwas un- 


ternommen, un die Verunreinigun der Blies 
in der Gegen von Liubac h zu unter- 


binden? " 


Das Wort hat der Herr Abg. Bretter! 


Abg. Brettar (S.P.): Ich beanträge nanens unserer Frak- 
tion, daß über unseren Antrag abgestimut wird.bs 
befremdet uns, daß unser Antrag an dıe NeSıcrunss- 
kommission weitergeleitet wird, ohne darüber ab- 
zustiuuen. 

Vorsitzender: Wir haben das Immer SO gehandhabt. ir ha- 
hen bis ietzt nie -Sie können die Stenogrammue der 


letzten A Jahre nächsehen- eine Abstimmung ın 
solchen 
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solchen Fällen, die auf der Tagesordnung nicht 
vorgesehen sind, vorgenomuen. Nir sind bis jetzt 
imner nach dieser lieilse verfahren. 

Die Sitzung ist geschlossen! 


( Schluß der Sitzung: 1 Uhr 30 Min.nittags ). 
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